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Sehr geehrte Mandanten, 

 
kann es sein, dass die Finanzverwaltung keine Vereinfachung mag?  
Es scheint fast so, wenn man sich die aktuelle Entwicklung in punkto 
aktiver Rechnungsabgrenzungsposten anschaut. 
Diesbezüglich hatte sich das FG Baden-Württemberg mit Urteil vom 
2.3.2018 (Az: 5 K 548/2 17) auf den Standpunkt gestellt, dass auf die 
Bildung von Rechnungsabgrenzungsposten nach Maßgabe des Grund-
satzes der Wesentlichkeit verzichtet werden darf, wenn der abzugren-
zende Betrag nur von untergeordneter Bedeutung ist und eine 
unterlassene Abgrenzung das Jahresergebnis nur unwesentlich beein-
flussen würde. Bei der Frage, wann ein Fall von geringer Bedeutung 
vorliegt, wendet das Gericht die jeweils geltende Grenze für ein  
geringwertiges Wirtschaftsgut an. 
Die Entscheidung ist auch rechtskräftig geworden, was nur wenig ver-
wundert, da der BFH mit Beschluss vom 18.3.2010 (Az: X R 20/09)  
bereits ebenfalls in diesem Tenor entschieden hatte. Unter dem Strich 
liegt auch tatsächlich eine in der Praxis zu begrüßende Erleichterung 
vor. Aufgrund der praktischen Relevanz, der großen Erleichterung  
und der doch eindeutigen Rechtsprechung verwundert es, dass das  
FG Baden-Württemberg mit Urteil vom 8.11.2019 (Az: 5 K 1626/19) 
erneut zu dieser Thematik entscheiden musste. 
Wie erst ein Jahr zuvor, plädierte das Gericht auch diesmal wieder für 
die Erleichterung, welche durch die BFH-Rechtsprechung gedeckt ist. 
Augenscheinlich mag das Finanzamt jedoch solche Erleichterungen 
nicht, denn es hat die Revision beim BFH (Az: X R 34/19) eingelegt. 
Auch wenn das Finanzamt keine Erleichterung mag, wir tun alles, um 
Ihnen das steuerliche Leben einfacher zu machen. 
 
In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine informative Lektüre. 
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Das Bundeskabinett hatte bereits im Jahr 2016 den Gesetzesentwurf 

der Bundesregierung zur Einführung einer steuerlichen Förderung des 

Mietwohnungsneubaus gebilligt – doch im Gesetzgebungsverfahren fiel 

das Vorhaben durch. 

Im zweiten Anlauf hat es jedoch geklappt: Am 28. Juni 2019 hat der 

Bundesrat dem Gesetz zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungs-

neubaus zugestimmt und damit den Weg frei gemacht für die Einfüh-

rung einer neuen befristeten Sonderabschreibung nach § 7b EStG. 

Das Gesetz wurde mit der Zielsetzung einer Förderung des Mietwoh-

nungsneubaus in Gebieten mit angespannter Wohnungslage verab-

schiedet. Aus Sicht der Bundesregierung kann nur durch verstärkten 

Wohnungsneubau die bestehende Nachfrage gedeckt werden. Gleich-

zeitig soll der neu entstehende Wohnraum auch weiterhin für mittlere 

und untere Einkommensgruppen bezahlbar bleiben. Daher zielt die Ge-

setzesmaßnahme auf Investoren ab, die sich verstärkt im preiswerten 

Mietwohn- ungsneubau engagieren.  

Vor diesem Hintergrund soll durch den neuen § 7b EStG die Schaffung 

von neuem Wohnraum im Inland durch eine zeitlich befristete Sonder-

AfA gefördert werden. Als begünstigte Investitionen gelten die Anschaf-

fung oder Herstellung neuer Gebäude und Eigentumswohnungen. 

Gefördert wird daneben aber auch die Schaffung neuen Wohnraums 

durch An- und Umbauten sowie die Aufstockung bestehender Gebäude. 

Hierbei gilt ein Gebäude im Zeitpunkt der Anschaffung als neu, soweit 

es bis zum Ende des Jahres der Fertigstellung angeschafft wird. Im Falle 

der Herstellung liegt neuer Wohnraum vor, wenn bisher nicht vorhan-

dener Wohnraum neu geschaffen wird. 

Die Förderung soll nur für Wohnungen im unteren und mittleren Miet-

preissegment gewährt werden, so dass die Förderung nur bei Einhaltung 

einer Baukostengrenze von 3.000,00€/qm Wohnfläche gewährt wird. 

Begünstigte Objekte erhalten eine Sonder-AfA im Jahr der Anschaffung 

oder Herstellung und in den darauffolgenden drei Jahren von 5 %. Diese 

Sonder-AfA wird zusätzlich zur regulären AfA nach § 7 Abs. 4 EStG  

(Gebäudeabschreibung) gewährt. Somit ergibt sich in den ersten vier  

Jahren ein Abschreibungsvolumen in Höhe von insgesamt maximal 28 %. 

Die AfA-Bemessungsgrundlage für die Sonder-AfA nach § 7b EStG sind 

hierbei grundsätzlich die Anschaffungs- und Herstellungskosten des  

Gebäudes, jedoch maximal 2.000,00€/qm Wohnfläche. Darüber hinaus 

müssen die Gebäude u.a. mindestens 10 Jahre nach der Anschaffung 

oder der Herstellung der entgeltlichen Überlassung zu Wohnzwecken 

dienen. Ein Verstoß gegen die Nutzungsvoraussetzungen führt insoweit 

zu rückwirkendem Versagen der Sonder-AfA.  

Schlussendlich soll die steuerliche Förderung beschränkt werden auf 

Investitionen, bei denen der Bauantrag nach dem 31. August 2018 und 

vor dem 01. Januar 2022 gestellt wird. 

 

Für nähere Informationen oder einen persönlichen Termin steht Ihnen 

die SHP-Beratergruppe jederzeit gerne zur Verfügung. Nutzen Sie 

unser Know-how und schreiben Sie uns eine E-Mail oder rufen Sie uns 

einfach an. 
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Neues aus 
der Kanzlei

Aktuelle Daten und Fristen  
 

Abgabefristen beim Finanzamt 

Dienstag, 10. März 2020  

- Lohnsteuer anmeldung einschließlich Kirchensteuer 

- Umsatzsteuer 

 

Mittwoch, 25. März 2020 

- ZM-Meldungen 

 

Zahlungsfristen bei den Krankenkassen 

Freitag, 27. März 2020 

- Zahlungseingang Sozialversicherungsbeiträge bei den  

Krankenkassenn 

 

Sonstiges 

Dienstag, 31. März 2020 

- Frist für Erlass der Grundsteuer (§ 34 Abs. 2 GrStG) 

 
 

Neue steuerliche Förderung für den Mietwohnungsneubau –  

im zweiten Anlauf klappt es 
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Hinweis: 
Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Service 
weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt. Bitte 
haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung für 
die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informationen 
übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie des-
halb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine verbindli-
che Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Termine: Steuern und Sozialversicherung 

 

10.3. 

● Umsatzsteuer 
● Lohnsteuer 
● Kirchensteuer zur Lohnsteuer 
● Einkommensteuer 
● Kirchensteuer 
● Körperschaftsteuer 

 

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.3. für den Eingang der 

Zahlung. Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des 

Schecks bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei 

der Gemeinde-oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumnis-

zuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen 

 

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge März 2020 

 

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für März  

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.3.2020. 

 

Kirchensteuerpflicht: Mangels ausdrücklichen Kirchenaustritts  

rechtens 

 

Die Heranziehung der als Säugling getauften Klägerin zur Entrichtung 

der Kirchensteuer im Erwachsenenalter war mangels ausdrücklichen Kir-

chenaustritts rechtens. Das hat das Verwaltungsgericht (VG) Berlin ent-

schieden. 

Die Klägerin wendet sich zwei Bescheide, mit denen sie zur Entrichtung 

der Kirchensteuer verpflichtet wird. Nach einem Auszug aus dem Tauf-

register der Evangelischen Kirchengemeinde Bitterfeld wurde sie dort 

zwei Monate nach ihrer Geburt im Jahr 1953 im evangelischen Glauben 

getauft. Ihre Eltern traten 1956 und 1958 aus der Kirche aus. Die Klä-

gerin gab in einem ihr von der Kirchensteuerstelle beim Finanzamt 

Prenzlauer Berg im September 2011 zugesandten Fragebogen an, nicht 

getauft zu sein. 

Als die Kirchensteuerstelle im Oktober 2011 von der Kirchengemeinde 

auf Anfrage jedoch erfuhr, dass die Klägerin 1953 getauft worden war, 

zog diese die Klägerin mit zwei Bescheiden für 2012 und 2013 zur Kir-

chensteuerentrichtung mit der Begründung heran, dass sie infolge ihrer 

Taufe und mangels Kirchenaustritts Kirchenmitglied und damit kirchen-

steuerpflichtig sei. 

Hiergegen setzt sich die Klägerin gerichtlich zur Wehr. Sie macht unter 

anderem geltend, ihre Eltern hätten seinerzeit auch den Austritt der Klä-

gerin miterklärt. Eine Kirchenmitgliedschaft sei ihr aufgrund ihrer athe-

istischen Erziehung auch nicht bewusst gewesen. Davon abgesehen sei 

die Anbindung der Kirchensteuerpflicht an die Kirchenmitgliedschaft und 

dieser wiederum an die Säuglingstaufe verfassungswidrig, weil das Frei-

willigkeitsprinzip verletzt werde. Ferner rügt die Klägerin Verstöße der 

Kirchensteuerstelle gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen anläss-

lich deren Informationserhebung bei ihr und der genannten Kirchenge-

meinde. 

Das VG hat die Klage abgewiesen. Die Bescheide seien rechtmäßig und 

verletzten die Klägerin nicht in ihren Rechten. Sie sei in den betreffen-

den Veranlagungszeiträumen, den Jahren 2012 und 2013, Mitglied der 

Beklagten gewesen. Sie sei durch ihre Taufe im Juni 1953 Mitglied der 

Evangelischen Kirche geworden. Es lasse sich nicht feststellen, dass die 

Klägerin vor 2014 aus dieser Kirche ausgetreten sei. Insbesondere er-

gebe sich ihr Kirchenaustritt nicht aus den Austrittserklärungen ihrer El-

tern. 

Die Heranziehung der Klägerin zur Zahlung von Kirchensteuer verstoße 

auch nicht gegen Artikel 29 Absatz 1 Satz 1 der Verfassung von Berlin; 

vor allem sei das Freiwilligkeitsprinzip nicht verletzt. Die Klägerin hätte 

mit ihrer Kirchenmitgliedschaft rechnen müssen und daher austreten 

können, dies aber nicht getan. Die für die Erhebung der Kirchensteuer 

erlangten Informationen seien auch nicht, insbesondere nicht aus da-

tenschutzrechtlichen Gründen, unverwertbar. Infolgedessen stehe der 

Klägerin auch kein Anspruch auf Erstattung der als Kirchensteuer ein-

behaltenen Beträge zu. 

Gegen das Urteil kann Antrag auf Zulassung der Berufung zum Ober-

verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg gestellt werden. 

 

Verwaltungsgericht Berlin, Urteil vom 12.12.2019, VG 27 K 292.15
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Steuersystem: Deutsche für Vereinfachungen 

 

Mehr als 90 Prozent der Deutschen wünschen sich ein einfacheres  

Einkommensteuersystem. Dies zeigt die Auswertung einer repräsenta-

tiven Umfrage im Rahmen einer aktuellen Studie des Leibniz-Zentrums 

für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW). 

In den Augen der Befragten profitierten von den Abzugsmöglichkeiten 

und Freibeträgen im deutschen Steuersystem vor allem gut verdie-

nende Haushalte. Die Akzeptanz für Steuervergünstigungen steige nach 

der Studie, wenn dadurch ein Ausgleich für besondere Umstände  

geschaffen wird. Zudem fehle in der Bevölkerung ein Bewusstsein für 

die Nachteile, die eine Vereinfachung der Einkommensteuer mit sich 

bringen würde. Die Studie zeige, dass vor allem ältere Menschen ein 

einfacheres Steuersystem befürworten. Das gleiche gelte für Bürger, 

die die Steuererklärung in der derzeitigen Form für schwierig zu bewäl-

tigen halten. Nur 20 Prozent der Befragten, die angeben, ihre Steuer-

erklärung selbst auszufüllen, empfänden das Verfassen der 

Steuererklärung als "leicht" oder eher "leicht". 

60 Prozent, also fast zwei Drittel aller Befragten, befürworten der Studie 

zufolge steuerliche Vergünstigungen für die Pflege von Angehörigen. 

Dagegen spreche sich mit 59 Prozent eine Mehrheit der Befragten 

gegen eine steuerliche Begünstigung von Pendlern aus. 66 Prozent der 

Umfrageteilnehmer seien der Ansicht, dass Spenden für wohltätige 

Zwecke nicht steuerlich absetzbar sein sollten. "Unsere Erhebung zeigt, 

dass es für die meisten Befragten einen Unterschied macht, ob Lebens-

umstände selbstgewählt sind, wie etwa bei einer weiten Pendelstrecke 

oder Ausgaben für Spenden", sagt Sebastian Blesse, Wissenschaftler 

im ZEW-Forschungsbereich "Unternehmensbesteuerung und Öffentliche 

Finanzwirtschaft" sowie Mitautor der Studie. In diesen Fällen befürwor-

teten Menschen steuerliche Vorteile hauptsächlich dann, wenn sie 

selbst davon profitierten. So unterstützten etwa 45 Prozent der Pendler 

die Pendlerpauschale, aber nur 25 Prozent der übrigen Teilnehmer. An-

ders sehe es bei Faktoren aus, die nicht selbst gewählt sind. Dazu zähle 

zum Beispiel die Pflege eines Elternteils. 58 Prozent der Befragten, die 

nicht selbst pflegen, wünschten sich trotzdem eine steuerliche Entlas-

tung der Betroffenen. 

Ein weiteres Ergebnis der Umfrage ist laut ZEW, dass die Menschen in 

Deutschland Freibeträge und steuerliche Absetzbarkeit als sozial unge-

recht wahrnehmen: Eine Mehrheit der Befragten sei der Ansicht, dass 

vor allem die oberen Einkommensklassen von diesen beiden Punkten 

profitieren. 

Allerdings gehe die Unterstützung für ein einfaches Steuersystem zu-

rück, wenn die Befragten Informationen über die Vorteile von Vergüns-

tigungen erhalten. Das spreche dafür, dass in der Öffentlichkeit das 

Bewusstsein dafür fehlt, warum es so viele Abzüge und Freibeträge 

gibt, so Florian Buhlmann, Wissenschaftler im ZEW-Forschungsbereich 

"Soziale Sicherung und Verteilung" und ebenfalls Mitautor der Studie. 

Im Gegensatz dazu wirkten sich Argumente für eine Vereinfachung so 

gut wie gar nicht auf die Einstellungen aus. Ein möglicher Grund dafür 

sei, dass die meisten Befragten ohnehin schon ein einfacheres Steuer-

system bevorzugten." 

Auf die Frage, wie eine Reform für das deutsche Steuersystem ausse-

hen sollte, hätten die Teilnehmer keine einheitliche Antwort gegeben. 

Zwar möchten nur sechs Prozent das derzeitige System beibehalten. 

Uneinigkeit bestehe indes bei der Frage, ob bei einer Reform auch die 

Vergünstigungen abgeschafft werden sollten. Zudem bevorzugten ei-

nige Teilnehmer eine konstante Steuerrate, während sich andere ein 

progressiveres Steuersystem wünschten. Eine ebenfalls von manchen 

favorisierte Option bestehe darin, die Steuersätze und Vergünstigungen 

nicht zu verändern, aber mithilfe vorausgefüllter Formulare die Steuer-

erklärung zu vereinfachen. 

Die Wissenschaftler stellen vor diesem Hintergrund fest, dass trotz des 

allgemeinen Wunsches nach Vereinfachung ein gesellschaftlicher Kon-

sens fehlt, welche Reform erstrebenswert ist. Insofern verwundere es 

wenig, dass die Regelungen zur Einkommensteuer zuletzt zwischen 

1996 und 2005 reformiert worden seien. Die Studienautoren befür- 

worten eine Debatte über die Vor- und Nachteile eines komplexen  

Steuersystems. Davon erhoffen sie sich einen ausgewogenen Mei-

nungsbildungsprozess, der über die reflexartige Forderung nach Steu-

ervereinfachung hinausgeht. 

 

 

Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung,  

PM vom 02.01.2020

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Steuerzahler
Alle 

TTermine: Steuern und Sozialversicherung

11.06.

Umsatzsteuer

Lohnsteuer

Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Einkommensteuer

Kirchensteuer

Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.06. für den Eingang der 

Zahlung.

TZahlungen per Scheck gelten erst drei Taage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

Tschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Taage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juni 2019

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juni 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.06.2019.

Legale grenzüberschreitende Gestaltungen: 
BStBK gegen Anzeigepflichten

ede zu 57In seiner Eröffnungsr 7.. Deutschen Steuerberaterkongress am 

13.05.2019 hat der Präsident der Bundessteuerberaterkammer (BSt-

BK) Raoul Riedlinger seinen Schwerpunkt auf Europa und die Europä-

ische Union gelegt. 

Diese wolle den Berufsstand der Steuerberater stärker in die Pflicht 

nehmen: Nach Vorgaben der EU-Kommission sollen legale grenz-

überschreitende Steuergestaltungen angezeigt werden, wenn sie be-

stimmte Kriterien erfüllen. Riedlinger kritisiert diese Anzeigepflichten. 

Die BStBK lehne die geplante Einführung einer Anzeigepflicht für rein 

nationale Gestaltungsmodelle ab. Schließlich stünden der Finanzver-

waltung ausreichend Instrumente zur Verfügung, um unerwünschte 

Auf der anderen Seite kritisiere die EU-Kommission den Berufsstand 

der Steuerberater im Hinblick auf die Vorbehaltsaufgaben und habe 

im Sommer 2018 ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutsch-

land eingeleitet. Die EU-Kommission halte das System der Vorbe-

haltsaufgaben für „inkohärent“ und „unverhältnismäßig“. Riedlinger 

bemängelt in diesem Zusammenhang die Widersprüchlichkeit der 

Politik der EU-Kommission. Einerseits führe sie jede Menge Berichts-

pflichten von „Steuerintermediären“ ein, andererseits leiste sie einer 

Qualitätsabsenkung Vorschub, „indem sie die Steuerberatung in die 

Hände von Dienstleistern geben will, die kein Berufsrecht kennen, kei-

ne Qualitätsstandards haben und keiner Aufsicht unterliegen.“ In den 

Augen Riedlingers passt dies „schlicht und einfach nicht zusammen“. 

Die Kommission solle sich für eine Seite entscheiden.

Bundessteuerberaterkammer, PM vom 13.05.2019

Steuerberater vergisst Anfechtung: 
eine WiederK reinsetzung

TLegt ein Steuerberater für seinen Mandanten nur gegen einen Teeil der 

aufgrund einer Betriebsprüfung ergangenen Bescheide Einspruch ein, 

kommt hinsichtlich der „übersehenen“ Bescheide keine Wiedereinset-

zung in den vorigen Stand in Betracht. Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Münster entschieden.

Das Finanzamt erließ aufgrund einer Betriebsprüfung für die Streitjah-

re 2013 bis 2015 gegenüber dem Antragsteller geänderte Umsatzsteu-

er-, Einkommensteuer- und Gewerbesteuermessbescheide. Mit den 

Einkommensteuerbescheiden waren auch Festsetzungen des Solida-

ritätszuschlags, der Kirchensteuer, eines Verspätungszuschlags sowie 

Zinsen verbunden. Der Steuerberater des Antragstellers legte gegen 

die Bescheide über Einkommensteuer, Kirchensteuer, Verspätungszu-

schlag und Zinsen sowie die Gewerbesteuermessbescheide Einsprüche 

ein. Nach Ablauf der Einspruchsfrist gab er zudem eine Einspruchsbe-

gründung hinsichtlich der Umsatzsteuerbescheide ab.

Die zugleich beantragte Aussetzung der Vollziehung lehnte das Finanz-

amt in Bezug auf die Umsatzsteuer ab, weil die Einsprüche verspätet 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gestaltungen aufzudecken. „Zu nennen sind hier zeitnahe Betriebs-

prüfungen aber auch das – allen Beteiligten zumutbare – Studium der 

Fachliteratur“, so Riedlinger.

eingelegt worden seien. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sei 

nicht zu gewähren, weil die Einspruchsfrist fahrlässig versäumt worden 

sei. Der Antragsteller berief sich demgegenüber auf handschriftliche 
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Umsatzsteu-

was lediglich 

Er sei bereits 

ezug auf die 

dskräftig. Die 

gen Stand lä-

cht schuldlos

hinaus die Wirkung entfalten, dass sich ein negativer Gesamtbetrag 

der Einkünfte erhöhe. Diesem Umstand sei bei der Verlustfeststellung 

nach § 10d Absatz 4 Satz 4 Einkommensteuer Rechnung zu tragen.

FG Köln, Urteil vom 12.12.2018, 10 K 1730/17; Rev.: IX R 3/19

TVerluste aus nebenberuflicher Täätigkeit als 
Übungsleiter steuerlich grundsätzlich abziehbar 

 
 

 

Vermerke seines Steuerberaters, wonach auch gegen die Umsatzsteu

erbescheide Einsprüche hätten eingelegt werden sollen, was lediglich 

im Einspruchsschreiben übersehen worden sei.

Das FG lehnte den gerichtlichen Aussetzungsantrag ab. Er 

unzulässig, weil es an einem Rechtsschutzbedürfnis in Bezug auf 

Umsatzsteuerbescheide fehle. Denn diese seien bestandskräftig. Die 

Voraussetzungen für eine Wiedereinsetzung in den vorigen 

gen nicht vor, da der Antragsteller die Einspruchsfrist nicht schuldlos 

habe. Sein Steuerberaterversäumt r,, dessen Verschulden dem Antrag-

steller zuzurechnen sei, habe vielmehr die an ihn als Rechtskundigen 

zu stellenden strengen Sorgfaltsanforderungen nicht erfüllt. Bei einer 

gewissenhaften Bearbeitung des Einspruchs habe ihm die fehlende 

Anfechtung der Umsatzsteuerbescheide auffallen müssen. Gerade in 

Fällen einer Vielzahl zeitgleich ergehender Verwaltungsakte sei von 

Steuerberatern ein besonders sorgfältiges Handeln zu verlangen.

Finanzgericht Münster, Beschluss vom 25.03.2019, 5 V 483/19 U

Altersentlastungsbetrag bei Verlustabzug 
trotz Erhöhung nicht ausgeglichenen Verlusts 
zu berücksichtigen

Der Altersentlastungsbetrag ist im Rahmen der Verlustfeststellung 

auch dann zu berücksichtigen, wenn sich hierdurch ein nicht ausge-

glichener Verlust weiter erhöht. Dies hat das Kölner FG entschieden.

Die Kläger wurden zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. Der 

der Einkünfte belief sich beim Kläger auf -27Gesamtbetrag 7..597 Euro 

und bei der Klägerin auf -1.095 Euro. Für den Kläger wurde ein Al-

tersentlastungsbetrag von 1.216 Euro und für die Klägerin von 1.095 

Euro abgezogen. Das Finanzamt ließ die Altersentlastungsbeträge bei 

der Feststellung des zum 31.12. verbleibenden Verlustabzugs unbe-

rücksichtigt und stellte den verbleibenden Verlust für den Kläger auf 

26.381 Euro fest. Für die Klägerin unterblieb eine Feststellung.

Mit ihrer hiergegen erhobenen Klage hatten die Kläger Erfolg. Laut 

FG Köln ist ein im Einkommensteuerbescheid angesetzter Altersent-

lastungsbetrag bei der Verlustfeststellung zum 31.12. auch dann zu 

berücksichtigen, wenn sich hierdurch ein nicht ausgeglichener Verlust 

weiter erhöht. Im Rahmen des Verlustausgleichs sei der Altersentlas-

tungbetrag mit positiven Einkünften zu verrechnen und könne darüber 

TVerluste aus einer nebenberuflichen Täätigkeit als Übungsleiter können 

auch dann steuerlich berücksichtigt werden, wenn die Einnahmen den 

so genannten Übungsleiterfreibetrag nach § 3 Nr. 26 des Einkommen-

steuergesetzes in Höhe von 2.400 Euro pro Jahr nicht übersteigen.

Im Streitfall hatte der Kläger als Übungsleiter Einnahmen in Höhe von 

108 Euro erzielt. Dem standen Ausgaben in Höhe von 608,60 Euro ge-

genüber. Die Differenz von 500,60 Euro machte der Kläger in seiner 

TEinkommensteuererklärung 2013 als Verlust aus selbstständiger Täätig-

keit geltend. Das Finanzamt berücksichtigte den Verlust jedoch nicht. 

Es vertrat die Auffassung, Betriebsausgaben oder Werbungskosten aus 

Tder Täätigkeit als Übungsleiter könnten steuerlich nur dann berücksich-

tigt werden, wenn sowohl die Einnahmen als auch die Ausgaben den 

Übungsleiterfreibetrag übersteigen. Das Finanzgericht (FG) gab der 

dagegen erhobenen Klage statt.

Der BFH bestätigte die Auffassung des FG, dass ein Übungsleiter, der 

steuerfreie Einnahmen unterhalb des Übungsleiterfreibetrags erzielt, 

die damit zusammenhängenden Aufwendungen steuerlich geltend 

machen kann, soweit sie die Einnahmen übersteigen. Andernfalls wür-

de der vom Gesetzgeber bezweckte Steuervorteil für nebenberufliche 

Übungsleiter in einen Steuernachteil umschlagen.

Der BFH hat die Sache allerdings zur nochmaligen Verhandlung und 

Entscheidung an das FG zurückverwiesen. Dieses wird nunmehr prüfen 

müssen, ob der Kläger die Übungsleitertätigkeit mit der Absicht der 

Gewinnerzielung ausgeübt hat. Diese Frage stellt sich, weil die Einnah-

men des Klägers im Streitjahr nicht einmal annähernd die Ausgaben 

gedeckt haben. Sollte das FG zu der Überzeugung gelangen, dass keine 

Gewinnerzielungsabsicht vorlag, wären die Verluste steuerlich nicht zu 

berücksichtigen. 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.11.2018, VIII R 17/16
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Im Inland tätige ausländische Mitarbeiter seit 2020 in das  

elektronische Verfahren ELStAM eingebunden 

 

Wer beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer beschäftigt, muss seit 

dem 01.01.2020 die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale 

(ELStAM) dieser Arbeitnehmer wie die von inländischen Arbeitneh-

mern im ELStAM-Verfahren abrufen. Hierauf weist das Finanzminis-

terium Niedersachsen hin. 

Bisher konnten Arbeitgeber laut Ministerium nur für ihre Arbeitneh-

mer mit Wohnsitz in Deutschland die elektronischen Lohnsteuerab-

zugsmerkmale abrufen. Dies sei nun auch für nicht meldepflichtige 

Arbeitnehmer (zum Beispiel Saisonarbeiter/Erntehelfer/Grenzpend-

ler et cetera) möglich. Mit der Einbindung der nicht meldepflichtigen 

Arbeitnehmer in das elektronische Verfahren ELStAM sei somit eine 

wesentliche Vereinfachung erfolgt. Damit der Abruf durch den Ar-

beitgeber erfolgen kann, sei es notwendig, dass jedem Arbeitneh-

mer einmalig eine Identifikationsnummer erteilt wird. Erst mit dieser 

sei die Teilnahme am elektronischen Verfahren möglich. Die Vergabe 

der Identifikationsnummern erfolge durch das für den Arbeitgeber 

zuständige Finanzamt. Hierzu müsse dem Finanzamt ein Legitimati-

onsnachweis (zum Beispiel Pass- oder Ausweiskopie) des Arbeitneh-

mers vorgelegt werden. 

Damit dem Arbeitgeber die Identifikationsnummer des nicht melde-

pflichtigen Arbeitnehmers mitgeteilt werden darf, müssten im An-

trag auf Erteilung der Identifikationsnummer vom Arbeitnehmer 

vollständige Angaben zur erteilten Vollmacht gemacht werden. Der 

aktuelle Vordruck des Antrags zur Erteilung einer Bescheinigung für 

beschränkt einkommensteuerpflichtige Arbeitnehmer enthalte diese 

Vollmacht bereits. Zu finden sei der Vordruck auf den Seiten des Lan-

desamts für Steuern Niedersachsen (www.lstn.niedersachsen.de) 

unter dem Pfad Steuer/Steuervordrucke/Lohnsteuer/Allgemein. 

Der Vordruck sei bei einer beantragten Lohnsteuer-Ermäßigung auch 

weiterhin zu verwenden. In diesem Fall gilt laut Finanzministerium 

Niedersachsen vorerst das alte Verfahren der Papierbescheinigung 

für den Lohnsteuerabzug. Ansonsten habe ab 2020 die Beantragung 

der Identifikationsnummer mit dem Antrag auf Vergabe einer steu-

erlichen Identifikationsnummer für nicht meldepflichtige Personen 

durch das Finanzamt zu erfolgen. 

 

Finanzministerium Niedersachsen, PM vom Januar 2020 

Fälligkeitszeitpunkt regelmäßig wiederkehrender Ausgabe für 

deren zeitliche Zuordnung im Sinne des § 11 Absatz 2 Satz 2 EStG 

unerheblich 

 

Der Fälligkeitszeitpunkt einer regelmäßig wiederkehrenden Ausgabe 

ist für deren zeitliche Zuordnung im Sinne des § 11 Absatz 2 Satz 2 

Einkommensteuergesetz (EStG) unerheblich. Dies stellt das Finanz-

gericht (FG) Düsseldorf klar. 

Zwischen den Beteiligten war die zeitliche Zuordnung einer Umsatz-

steuervorauszahlung streitig. Der Kläger erzielte Gewinneinkünfte; 

seinen Gewinn ermittelte er durch Einnahmen-Überschuss-Rech-

nung. Die am 06.01.2016 gezahlte Umsatzsteuervorauszahlung für 

Dezember 2015 erfasste er in seiner Gewinnermittlung für das Jahr 

2015 als Betriebsausgabe. Wegen einer Dauerfristverlängerung war 

die Vorauszahlung erst am 10.02.2016 fällig gewesen. 

Das beklagte Finanzamt meinte, dass die Umsatzsteuervorauszah-

lung erst im Jahr 2016 als Betriebsausgabe zu berücksichtigen sei 

und erhöhte den Gewinn 2015 entsprechend. Eine vom Abflusszeit-

punkt abweichende zeitliche Zurechnung einer Aufwendung komme 

nur in Betracht, wenn sowohl der Zahlungs- als auch der Fälligkeits-

zeitpunkt in den kurzen Zeitraum um den Jahreswechsel falle. 

Das FG Düsseldorf hat der dagegen gerichteten Klage stattgegeben 

und die Gewinnerhöhung des Jahres 2015 rückgängig gemacht. Nach 

seiner Ansicht sind die Voraussetzungen für eine vom Zahlungszeit-

punkt abweichende Zurechnung der Umsatzsteuervorauszahlung 

nach der wirtschaftlichen Zugehörigkeit gegeben. Dem stehe nicht 

entgegen, dass der Fälligkeitszeitpunkt der Zahlung außerhalb des 

"kurzen" Zeitraums des § 11 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit § 11 

Absatz 1 Satz 2 EStG liege. Denn nach dem Gesetzeswortlaut sei der 

Fälligkeitszeitpunkt für die zeitliche Zuordnung unerheblich. 

Eine einschränkende Auslegung der gesetzlichen Regelung lehnte 

das Gericht ab. Die Norm erfasse – auch ohne Berücksichtigung des 

Fälligkeitszeitpunkts – nur Ausnahmefälle. Zudem spreche die Ent-

stehungsgeschichte der Norm gegen eine Einschränkung ihres An-

wendungsbereichs. Seit der Neufassung der Vorschrift im Jahr 1934 

werde – anders als in der Vorgängerregelung – nicht mehr auf den 

Fälligkeitszeitpunkt abgestellt. 

Mit seiner Entscheidung hat das FG ausdrücklich der überwiegenden 

Auffassung in Rechtsprechung und Literatur widersprochen. Die vom 

FG zugelassene Revision ist unter dem VIII R 1/20 anhängig. Der 

Ausgang des Revisionsverfahrens bleibt abzuwarten. Der BFH hat die 

Frage nach dem Fälligkeitserfordernis innerhalb des Zehn-Tages-Zeit-

raums zuletzt ausdrücklich dahinstehen lassen (vgl. Bundesfinanzhof, 

Urteile vom 27.06.2018, X R 44/16 und X R 2/17). 

 

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 09.12.2019, 3 K 2040/18 E, 

nicht rechtskräftig 

 

 

 

März 2020

6www.shp-beratergruppe.de

Unternehmer

Besteuerung von Personengesellschaftern: Neues IT-System  

in Arbeit 

 

Die Finanzverwaltung arbeitet an einem elektronischen System, um 

die für die Besteuerung erforderlichen Daten von Personengesell-

schaftern nicht mehr per Post übermitteln zu müssen. Der Abschluss 

der Entwicklungsarbeiten zur "medienbruchfreien Verarbeitung" der 

so genannten ESt-4B-Mitteilungen sei im Jahr 2020 geplant, berich-

tet die Bundesregierung in ihrer Antwort (BT-Drs. 19/17023) auf eine 

Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (BT-Drs. 19/16588). 

Eine länderübergreifende Übermittlung elektronischer ESt-4B-Mittei-

lungen setze aber voraus, dass die beteiligten Länder die entspre-

chende Software im Einsatz hätten. Auf die Frage der FDP-Fraktion 

nach dem Schutz sensibler Daten auf dem Postweg erklärt die Bun-

desregierung, die sensiblen Daten der ESt-4B-Mitteilungen unterlä-

gen dem Steuergeheimnis sowie bei postalischer Übermittlung 

zusätzlich dem Briefgeheimnis. Die postalische Übermittlung steu-

ersensibler Daten sei unabhängig vom Einsatz IT-basierter Lösungen 

hinreichend geschützt. 

 

Deutscher Bundestag, PM vom 17.02.2020 

 

Bürokratieabbau bei Gewerbesteuer: Kommunen bereit für  

Änderungen bei Ausgestaltung der Gewerbesteuerbescheide 

 

Vertreter der Kommunen sind nach Ansicht der Bundesregierung 

grundsätzlich bereit, Änderungen bei der künftigen Ausgestaltung 

der Gewerbesteuerbescheide ins Auge zu fassen. Dies teilt die Re-

gierung in ihrer Antwort (BT-Drs. 19/16467) auf eine Kleine Anfrage 

der FDP-Fraktion (BT-Drs. 19/15938) mit, die unter anderem nach 

dem Bürokratieabbau bei Festsetzung und Erhebung der Gewerbe-

steuer gefragt hatte. Die Bundesregierung betonte außerdem, Bü-

rokratieabbau sei eine Daueraufgabe. Daher werde sie auch in 

Zukunft Möglichkeiten konsequent nutzen, um unnötige Bürokratie-

belastungen abzubauen. 

 

Deutscher Bundestag, PM vom 04.02.2020 

 

Betriebsverpachtung kann zu Untergang von Gewerbeverlusten 

führen 

 

Gewerbesteuerliche Verlustvorträge können bei der Verpachtung des 

Betriebs einer gewerblich geprägten Personengesellschaft unterge-

hen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) unter Verweis auf seine 

Rechtsprechung entschieden, wonach die Kürzung des Gewerbeer-

trags um Verluste aus früheren Jahren unter anderem die so  

genannte Unternehmensidentität voraussetzt. Danach müsse der Ge-

werbetrieb, in dem die Verluste entstanden sind, mit dem Gewer-

bebetrieb identisch sein, der den Abzug der Verluste begehrt. Dies 

hänge davon ab, ob die tatsächlich ausgeübte Betätigung die gleiche 

geblieben ist. Ist dies nicht der Fall, gehe der Verlustvortrag unter. 

Im entschiedenen Fall hatte sich eine Unternehmensgruppe um-

strukturiert, was für die zu beurteilende gewerblich geprägte KG be-

deutete, dass sie in einem Zwischenschritt ihren Betrieb an eine 

andere Gesellschaft der Unternehmensgruppe verpachtete. Nach 

einem Jahr wurde der Pachtvertrag wieder aufgehoben, die bishe-

rige Pächterin erwarb Teile des Betriebsvermögens von der Perso-

nengesellschaft und mietete nur noch das Betriebsgrundstück an. 

Das Finanzamt meinte, dass der bisherige Betrieb mit Übergang zur 

Verpachtung jedenfalls gewerbesteuerlich beendet worden sei.  

Bisherige Verlustvorträge seien damit entfallen und könnten nicht 

mit späteren Gewinnen verrechnet werden. Das Finanzgericht (FG) 

gab der Klage statt. 

Der BFH verwies die Sache an das FG zurück. Entgegen der Ansicht 

des FG reiche es nicht aus, wenn der Gewerbebetrieb im Anrech-

nungsjahr wieder mit dem des Verlustentstehungsjahrs identisch ist, 

in der Zwischenzeit aber die werbende Tätigkeit nicht nur vorüber-

gehend unterbrochen oder eine andersartige werbende Tätigkeit 

ausgeübt wurde. Vielmehr müsse die Unternehmensidentität unun-

terbrochen bestanden haben. Sollte sich im zweiten Rechtsgang er-

geben, dass es mit der Verpachtung zu einer Betriebsaufspaltung 

gekommen sei, habe die Unternehmensidentität von der Verpach-

tung an für die Dauer der personellen und sachlichen Verflechtung 

fortbestanden. 

 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 30.10.2019, IV R 59/16
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Erweiterte Kürzung bei Gewerbesteuer: Beteiligung 
an GbR kann Grundbesitz sein

Unterliegt eine grundstücksverwaltende Gesellschaft nur kraft ihrer 

Rechtsform der Gewerbesteuer, kann sie die erweiterte Kürzung bei 

der Gewerbesteuer auch dann in Anspruch nehmen, wenn sie an einer 

rein grundstücksverwaltenden, nicht gewerblich geprägten Personen-

gesellschaft beteiligt ist. Dies hat der Große Senat des Bundesfinanz-

hofs (BFH) zu § 9 Nr. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) 

entschieden. 

Gewerblich tätige Personen- und Kapitalgesellschaften unterliegen der 

Gewerbesteuer. Soweit sich allerdings solche Gesellschaften auf die 

Verwaltung ihres eigenen Grundbesitzes beschränken, ist der daraus 

Terwirtschaftete Gewinn durch den Taatbestand der erweiterten Kürzung 

in diesem Umfang vollständig von der Gewerbesteuer ausgenommen. 

Klägerin in dem Revisionsverfahren, das zur Vorlage an den Großen 

Senat führte, war eine gewerblich geprägte GmbH & Co. KG, die an 

einer rein vermögensverwaltenden GbR beteiligt war. Diese GbR war 

wiederum Eigentümerin einer Immobilie. Die Klägerin machte für ihre 

aus der Beteiligung an der GbR bezogenen anteiligen Mieterträge die 

erweiterte Kürzung geltend. Das Finanzamt lehnte dies ab, weil die Be-

teiligung an der GbR im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG kein eigener 

Grundbesitz der Klägerin sei, sondern Grundbesitz der GbR. 

Der vorlegende IV. Senat des BFH wollte dieser Auffassung des Finanz-

amtes nicht folgen, sah sich an einer entsprechenden Entscheidung 

aber durch ein Urteil des I. BFH-Senats vom 19.10.2010 (I R 67/09) 

om 21.07gehindert. Er rief daher mit Vorlagebeschluss v 7..2016 (IV

R 26/14) den Großen Senat zur Klärung der Rechtsfrage an. Der IV. 

Senat war der Ansicht, dass steuerrechtlich das Eigentum einer ver-

mögensverwaltenden Personengesellschaft den hinter ihr stehenden 

Gesellschaftern anteilig zuzurechnen sei. Ein im zivilrechtlichen Eigen-

tum der Personengesellschaft stehendes Grundstück sei daher eigener 

Grundbesitz der Gesellschafter der GbR.

Dem folgte der Große Senat. Ob eigener Grundbesitz im Sinne der 

gewerbesteuerrechtlichen Kürzung vorliegt, richte sich nach den all-

Berücksichtigung des gewerbesteuerrechtlichen Belastungsgrundes 

sei unter eigenem Grundbesitz im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 

der zum Betriebsvermögen des Unternehmers gehörende Grundbesitz 

zu verstehen. Auch aus dem historischen Regelungskontext und der 

Entstehungsgeschichte der Norm sah sich der Große Senat bei dieser 

Auslegung, die zugunsten der Steuerpflichtigen wirkt und für den Im-

mobilienbereich von großer Bedeutung ist, bestätigt. 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 25.09.2018, GrS 2/16

Gemischt genutztes Gebäude: Zur Aufteilung von 
Vorsteuerbeträgen nach Flächenschlüssel

Das Finanzgericht (FG) Düsseldorf hat einen Rechtsstreit über die Auf-

teilung von Vorsteuerbeträgen bei einem gemischt genutzten Gebäu-

de nach über zehn Jahren endgültig beendet. 

Im Streitjahr 2004 wurde ein von der Klägerin errichtetes Wohn- und 

Geschäftsgebäude mit Tiefgaragenstellplätzen fertiggestellt. Das Ge-

bäude wurde teilweise umsatzsteuerfrei und teilweise umsatzsteuer-

pflichtig vermietet. Die Klägerin ermittelte den Anteil der abziehbaren 

Vorsteuerbeträge für die Errichtung und den Unterhalt des Gebäudes 

nach dem so genannten objektbezogenen Umsatzschlüssel, also nach 

dem Verhältnis der steuerpflichtigen zu den steuerfreien Ausgangsum-

sätzen.

Das beklagte Finanzamt vertrat demgegenüber die Auffassung, dass 

die Vorsteuer nach dem so genannten Flächenschlüssel aufzuteilen sei 

und reduzierte den von der Klägerin begehrten Vorsteuerabzug. Soweit 

die Vorsteuer auf die steuerfrei vermietete Gebäudefläche entfalle, 

scheide ein Vorsteuerabzug der Klägerin aus.

Im ersten Rechtsgang gab das FG Düsseldorf der Klägerin mit Urteil 

vom 11.09.2009 (1 K 996/07 U) teilweise Recht. In dem von beiden 

Beteiligten betriebenen Revisionsverfahren holte der Bundesfinanz-

hof (BFH) eine Vorabentscheidung des Europäischen Gerichtshofs ein 

(EuGH, Urteil vom 09.06.2014, C-332/14). Anschließend entschied 

der BFH mit Urteil vom 10.08.2016 (XI R 31/09), dass bei der Her-

stellung eines gemischt genutzten Gebäudes für den Vorsteuerabzug 

Unternehmer

gemeinen ertragssteuerrechtlichen Grundsätzen. Nach der Systema-

tik und dem Regelungszweck der erweiterten Kürzung sowie unter 

der objektbezogene Flächenschlüssel regelmäßig eine präzisere Auf-

teilung der Vorsteuer als der Umsatzschlüssel ermögliche. Dies gelte 
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nicht, wenn die Nutzflächen wegen ihrer unterschiedlich

tung (zum Beispiel Höhe der Räume, Dicke der Wände 

Innenausstattung) nicht miteinander vergleichbar seien.

Die Sache wurde zur weiteren Sachaufklärung an das FG

zurückverwiesen. Im zweiten Rechtsgang hat dieses die

endgültig abgewiesen. Die Vorsteuer sei im Streitfall zu

dem Flächenschlüssel aufgeteilt worden. Der Steuerpfli

die Feststellungslast für erhebliche Ausstattungsunter
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G Düsseldorf 

e Klage nun 

u Recht nach 
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art und Aus-
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und verweise 

m 15.12.2005 

Die Aufspaltung der Verfügungsmacht an einem Gegenstand mit der 

Folge, dass mehrere Personen das Recht innehaben, über einen Gegen-

stand wie ein Eigentümer zu verfügen, entspreche damit der Rechts-

position des Miteigentümers, der nach § 747 Bürgerliches Gesetzbuch 

über seinen Miteigentumsanteil frei verfügen könne. 

Miteigentum nach Bruchteilen sei seinem Wesen nach dem Alleinei-

gentum gleichartig, sodass der Miteigentümer dieselbe Rechtsposition 

om 10.05.2007habe wie ein Eigentümer (Bundesgerichtshof, Urteil v 7,, 

V ZB 6/07). Bestätigt werde diese Auffassung dadurch, dass das Mit-

eigentum als Bruchteil an einem Gegenstand im Wirtschaftsleben wie 

ein Gegenstand behandelt werde.

Das BMF hat das BFH-Urteil zum Anlass für eine Änderung des Um-

satzsteuer-Anwendungserlasses (UStAE) genommen. Danach wird 

Abschnitt 3.5 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird in der Nummer 5 der Punkt am Ende durch ein 

Semikolon ersetzt und folgende Nummer 6 angefügt: „6. 1die Über-

tragung von Miteigentumsanteilen (Bruchteilseigentum) an einem 

Gegenstand im Sinne des § 3 UStG (vgl. BFH-Urteil vom 18. Februar 

2016, V R 53/14, BStBl 2019 II S. XXX) - siehe auch für Anlagegold 

Abschnitt 25c.1. 2Zur Übertragung eines Miteigentumsanteils zur Si-

cherheit vgl. Abschnitt 3.1 Abs. 3 Satz 1 und Abschnitt 1.2 Abs. 1.“

b) In Absatz 3 wird Nummer 2 gestrichen. 

Laut BMF sind die Grundsätze seines aktuellen Schreibens in allen of-

fenen Fällen anzuwenden. Bei vor dem Datum der Veröffentlichung im 

Bundessteuerblatt ausgeführten Leistungen werde es jedoch – auch 

für Zwecke des Vorsteuerabzugs – nicht beanstandet, wenn zwischen 

den Beteiligten entsprechend der bisherigen Verwaltungsauffassung 

übereinstimmend von sonstigen Leistungen ausgegangen wird. 

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 23.05.2019, III C 2 - S 

7100/19/10002 :002

 

die Feststellungslast für erhebliche Ausstattungsunter

die Anwendung des objektbezogenen Umsatzschlüssels r

würden. Im Streitfall könne trotz der Unterschiede in Bau

stattung nicht davon ausgegangen werden, dass sich die H

kosten des Gebäudes nicht mehr annähernd gleichmäßig a

flächen des Gebäudes verteilen würden. Angesichts der 

Unterschiede in der Bauausführung, die teils zu höheren 

niedrigeren Herstellungskosten geführt hätten, ließe sich 

teln, ob die Ausstattung der steuerpflichtig vermieteten La

einem solchen Maße von der Ausstattung der steuerfrei 

Wohnungen abweiche, dass die Nutzflächen nicht mehr 

und die Aufteilung nach Flächen nicht mehr sachgerecht s

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 20.07.2018, 1 K 

rechtskräftig

Umsatzsteuer: Veräußerung von 
Miteigentumsanteilen als Lieferung

In einem aktuellen Schreiben des Bundesfinanzminister

geht es um die umsatzsteuerliche Behandlung der Veräu

Miteigentumsanteilen an einem Gegenstand.

Das BMF nimmt Bezug auf ein Urteil des Bundesfinanz

vom 18.02.2016, wonach der BFH unter Aufgabe seine

Rechtsprechung davon ausgeht, dass der Miteigentumsant

Gegenstand geliefert wird (V R 53/14). Der BFH halte e

lung der Übertragung des Miteigentumsanteils an einem 

als sonstige Leistung als nicht mit Unionsrecht vereinbar u

hierzu auf das Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom

(C-63/04, Centralan Property Ltd.). 
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Kapitalanlagebetrug mit Solaranlagen:  

Anleger bekommt in erstem Verfahren fast vollständig Recht 

 

Die 7. Zivilkammer des Landgerichts (LG) Osnabrück hat am 

14.11.2019 ihr erstes Urteil in einem Verfahrenskomplex um den Vor-

wurf des Kapitalanlagebetruges mit Solaranlagen zum Nachteil diver-

ser Anleger verkündet. Im konkreten Fall hatte ein Mann aus Bayern 

auf Schadenersatz von rund 55.000 Euro geklagt und weitgehend 

Recht bekommen. Diverse ähnlich gelagerte Verfahren sind noch vor 

der 7. Zivilkammer anhängig. Dem zivilrechtlichen Verfahrenskomplex 

vorangegangen war ein aufwändiges Strafverfahren, in dem 2016 

zwei Männer von der Wirtschaftsstrafkammer des LG Osnabrück zu 

Haftstrafen von acht und zehn Jahren verurteilt worden waren (2 KLs 

1/14). 

Den Kern des Geschehens beschreibt die 7. Zivilkammer wie folgt: Im 

Jahr 2009 sei von verschiedenen Personen unter Beteiligung diverser 

Gesellschaften ein Anlagemodell in Solaranlagen entwickelt worden. 

Anleger sollten dabei einzelne Solarpaneele schlüsselfertiger Photo-

voltaikanlagen erwerben, die eine der Gesellschaften errichtete. An-

schließend sollten andere Gesellschaften aus der Gruppe die Anlagen 

wieder von den Anlegern pachten und betreiben. Den Anlegern sei 

dafür eine Laufzeit des Pachtvertrages von rund 20 Jahren mit einem 

festen Pachtzins zugesagt worden. Die Pachtzahlungen sollten jährlich 

bis zu 24 Prozent des Kaufpreises betragen. Der versprochene Pacht-

zins habe damit deutlich über den für die verkauften Anlagen zu er-

zielenden Einspeisevergütungen gelegen. Ergänzend finanziert 

werden sollte der Pachtzins deshalb – so das Konzept – durch Renditen 

aus dem Betrieb weiterer Solaranlagen, so genannter Spiegelanlagen. 

Diese wiederum sollten aus den hohen Kaufpreisen der Anleger für 

die von ihnen erworbenen Anlagen bezahlt werden. 

Für den Vertrieb der Solaranlagen an Privatanleger in ganz Deutsch-

land wurden laut LG von dem hinter dem Konzept stehenden Perso-

nen externe Vermittler gewonnen, die speziell geschult wurden. 

Potentielle Anleger seien über Social-Media-Kanäle, Internetrecherche 

und eigene Promotion-Teams aufgetan und bundesweit angesprochen 

worden. Als besonderer Vorteil sei den Anlegern dabei die  

Absicherung durch einen Sachwert, die vermeintlich erworbenen  

 

 

 

 

Solarpaneele, dargestellt worden. Auf diese Weise hätten dann tat-

sächlich in kurzer Zeit diverse Anleger gewonnen werden können. 

Der Standort Osnabrück habe in dem Konzept eine zentrale Rolle ge-

spielt. Hier hätten jedenfalls teilweise die Schulungen der externen Ver-

triebler stattgefunden. Auch die Bearbeitung der Kundenaufträge und 

der Verträge zwischen den einzelnen am dem Anlagemodell beteiligten 

Gesellschaften seien zentral in Osnabrück erfolgt. 

2011 sei jedoch eine erste zentrale Gesellschaft, die an dem Anlage-

modell beteiligt war, in die Insolvenz geraten. In den Folgejahren seien 

weitere Insolvenzen gefolgt, die Pachtzahlungen an die Anleger seien 

2011/12 eingestellt worden. Polizei und Staatsanwaltschaft hätten Er-

mittlungen aufgenommen, die 2014 in einer Anklage gegen zwei Män-

ner vor dem LG Osnabrück mündeten (2 KLs 1/14). 2016 habe die 

Strafkammer diese beiden Angeklagten wegen bandenmäßigen Betru-

ges zu Gesamtfreiheitsstrafen von acht beziehungsweise zehn Jahren 

verurteilt. Nach der Beweisaufnahme habe für die Strafkammer fest-

gestanden, dass die beiden Männer die Fäden hinter dem Anlagekon-

zept gezogen und die Anleger dabei bewusst betrogen hatten. Das 

Anlagekonzept sei von vorneherein nicht tragfähig gewesen. Die ver-

sprochenen Renditen seien nicht seriös kalkuliert gewesen. Außerdem 

seien die Leistungsfähigkeit und Größe der vermarkteten Anlagen be-

wusst falsch dargestellt worden, um Anleger anzulocken. Diese Ent-

scheidung der Strafkammer bestätigte 2018 der Bundesgerichtshof (3 

StR 171/17). 

Gleichzeitig mit den strafrechtlichen Vorwürfen hätten diverse Anleger 

Schadenersatzansprüche gegen die Angeklagten geltend gemacht, so 

das LG weiter. Über diese sei jedoch in dem Strafverfahren letztlich nicht 

entschieden worden, weshalb viele von ihnen anschließend Zivilklage 

erhoben hätten. Über den ersten dieser Fälle habe nun die zuständige 

7. Zivilkammer des LG Osnabrück entscheiden müssen, die auf Bank- 

und Kapitalanlagerecht spezialisiert ist. 

Im konkreten Fall habe der Kläger im Jahr 2009 Solarmodule für insge-

samt annähernd 70.000 Euro brutto erworben, die er über ein Bank-

darlehn finanziert hatte. Er habe zunächst auch Ausschüttungen von 

März 2020

www.shp-beratergruppe.de 8

Kapital- 
anleger

rund 13.000 Euro erhalten. Von diesen habe er aber später im Zuge des 

Insolvenzverfahrens, nach einem entsprechenden Vergleich, die Hälfte 

an den Insolvenzverwalter zurückzahlen müssen. Zudem habe der An-

leger sich Forderungen der finanzierenden Bank ausgesetzt gesehen. 

Auch dort habe er zwar letztlich einen Vergleich schließen können, sei 

aber auf hohen Kosten sitzen geblieben. 

Diese Kosten des Bankdarlehns sowie nicht unerhebliche Anwaltskos-

ten, die ihm durch das ganze Geschehen entstanden waren, habe der 

Kläger nun von den beiden strafrechtlich verurteilten Männern ersetzt 

haben wollen. Er habe argumentiert, aufgrund der strafrechtlichen Ver-

urteilung sei erwiesen, dass sie das Anlagekonzept in betrügerischer 

Absicht aufgesetzt hätten, um eine Vielzahl privater Investoren um ihr 

Anlagekapital zu bringen und sich selbst zu bereichern. Die Beklagten 

verteidigten sich gegen die Klage. Sie machten geltend, sie hätten – 

ungeachtet der strafrechtlichen Verurteilung – bei dem Anlagemodell 

keineswegs die ihnen zugeschriebene zentrale Rolle gespielt. Das  

Anlagemodell sei im Übrigen wirtschaftlich sehr wohl tragfähig gewe-

sen. Zur Insolvenz sei es nur aufgrund der Lieferung schadhafter Solar-

module aus China und einer negativen Presseberichterstattung 

gekommen. Letztlich habe sich darin ein unternehmerisches Risiko  

verwirklicht. 

Das LG Osnabrück gab dem Kläger fast vollständig Recht. Der Anleger 

könne von den beiden Männern Schadenersatz wegen vorsätzlicher 

sittenwidriger Schädigung verlangen. Der Strafprozess habe im Rahmen 

einer akribischen Beweisaufnahme belegt, dass die nun zivilrechtlich in 

Anspruch genommenen Männer die faktische Kontrolle über das  

gesamte Modell der Kapitalanlage gehabt hätten. Dies habe auch eine 

erneute Beweisaufnahme vor der 7. Zivilkammer noch einmal bestätigt. 

Das Modell selbst sei von Anfang an hoch riskant gewesen. Ein ver-

nünftiger Plan, wie die versprochenen hohen Pachtzahlungen erwirt-

schaftet werden sollten, habe nie existiert. Zwar seien in dem Konzept 

vage die Erträge der so genannten Spiegelanlagen eingeplant gewe-

sen. Jedoch sei mit Pachtzahlungen begonnen worden, bevor Anlagen 

überhaupt am Netz waren. Eine vernünftige Kalkulation habe es nicht 

gegeben. Gleichzeitig seien die Angeklagten vom Erfolg des Anlage-

modells überrollt worden, ohne daraus Konsequenzen zu ziehen.  

Sie hätten schnell erkannt, dass weit mehr Anleger geworben wurden, 

als Anlagen vorhanden waren. Dennoch hätten sie den Vertrieb nicht  

gestoppt. 

Dieses Verhalten der Beklagten bewertete die 7. Zivilkammer als  

sittenwidrig. In geradezu gewissenloser Weise hätten die beiden Män-

ner auf Sicherheit bedachte Privatanleger an ein hoch riskantes, in kei-

ner Form seriös kalkuliertes Anlagekonzept herangeführt. Sie hätten 

den externen Vertriebsleuten ebenso wie den Anlegern wahrheitswid-

rig suggeriert, die Anlagen würden sichere Erträge abwerfen; zudem 

sei die Anlage durch einen Sachwert, die erworbenen Solarpaneele, 

gesichert. Nur durch diese Zusagen seien die Anleger motiviert worden, 

in die Solaranlagen Geld zu investieren. Die Zusicherungen hätten aber 

nicht den Tatsachen entsprochen, was den Beklagten auch bewusst  

gewesen sei. Binnen kurzer Zeit seien vielmehr die angelegten Beträge 

restlos aufgebraucht worden. Das Firmengeflecht unter der faktischen 

Leitung der beiden Männer sei bald hoch verschuldet gewesen. 

Als Folge der vorsätzlichen sittenwidrigen Schädigung sprach die Kam-

mer dem klagenden Anleger den von ihm begehrten Schadenersatz 

zu. Er umfasst vor allem Zinsen und Tilgung für das Bankdarlehn, das 

er für die Investition aufgenommen hatte, sowie seine im Zusammen-

hang mit dem Scheitern des Anlagekonzepts angefallenen Anwaltskos-

ten. Anzurechnen waren allerdings nach Auffassung der 7. Zivilkammer 

die erhaltenen Pachtzahlungen, die der Kläger aufgrund des Vergleichs 

mit dem Insolvenzverwalter trotz der Insolvenz teilweise hatte behalten 

dürfen. 

Das Urteil ist nicht rechtskräftig. Die Parteien können es mit der Beru-

fung zum Oberlandesgericht angreifen. 

 

Landgericht Osnabrück, Urteil vom 14.11.2019, 7 O 105/17, nicht 

rechtskräftig 

Schaufenster Steuern Mandantenzeitung Scharf•Hafner & Partner mbB und Scharf & Baur GmbH
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WWertpapierhandel: Bundesrat billigt neue Regeln

Ab 21.07.2019 gilt europaweit die EU-Prospektverordnung. Sie soll für 

mehr Anlegerschutz sorgen: durch bessere Informationen bei Angebot 

und Zulassung im Wertpapierhandel an den Börsen. Die vom Bundes-

tag dazu beschlossenen innerstaatlichen Änderungen hat der Bundes-

rat am 07.06.2019 abschließend gebilligt.

Zahlreiche Vorschriften des Wertpapierprospektgesetzes, die nun di-

rekt in der EU-Verordnung geregelt sind, können damit wegfallen.

Großbritannien kann im Fall des Brexits in den Kreis der so genannten

Drittländer mit tauglichen Deckungswerten aufgenommen werden

– genau wie Japan, Kanada, Schweiz, USA, Australien, Neuseeland,

Singapur.

Bei öffentlichen Wertpapierangeboten von kleinen und mittleren Un-

ternehmen sowie bei Zweitemissionen börsennotierter Unternehmen 

gelten künftig vereinfachte Informationsvorgaben.

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht wird zur zustän-

digen Behörde im Sinne der EU-Prospektverordnung bestimmt und 

bleibt damit weiterhin für die Prospektgenehmigung zuständig. Zur 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben erhält sie die erforderlichen Befugnisse 

– zum Beispiel im Zusammenhang mit Handelseinschränkungen und 

-aussetzungen.

Die Bußgeldtatbestände des Wertpapierprospektgesetzes und des 

Wertpapierhandelsgesetzes werden angepasst, um Verstöße gegen 

die EU-Prospektverordnung und die einschlägigen nationalen Bestim-

mungen sanktionieren zu können.

Das Gesetz wird nun über die Bundesregierung dem Bundespräsi-

denten zur Unterzeichnung zugeleitet. Es soll im Wesentlichen am 

21.07.2019 in Kraft treten – zeitgleich zur EU-Prospektverordnung.

om 07Bundesrat, PM v 7..06.2019

Entgeltklausel für Bankauskünfte ist wirksam

Eine Entgeltklausel für Bankauskünfte in Höhe eines Betrages von 

25 Euro ist unbedenklich. Dies urteilte das Oberlandesgericht (OLG) 

diene der Information Dritter über die „wirtschaftlichen Verhältnisse 

des Kunden, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit“.  

Der Kläger und Berufungskläger ist ein eingetragener Verein, dessen 

Zweck der Schutz von Verbrauchern ist. Er hat von der beklagten 

Bank die Unterlassung der Verwendung einer Preisklausel verlangt. 

Die Beklagte verwendet ein Preis- und Leistungsverzeichnis, in dem 

„Bankauskünfte“ mit 25 Euro in Rechnung gestellt werden. In den 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) der Beklagten findet sich 

die Regelung, dass eine Bankauskunft „allgemein gehaltene Feststel-

lungen und Bemerkungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse des 

Kunden, seine Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit“ enthalte. Der 

Kläger hält die Preisklausel für unwirksam. Es handele sich um eine 

kontrollfähige Preisnebenabrede. Diese beziehe sich pauschal auf eine 

„Bankauskunft“ ohne nähere Spezifizierung des Begriffes. Nach der ge-

botenen kundenfeindlichsten Auslegung umfasse sie damit alle bank-

seitigen Auskünfte, auch solche, zu denen die Beklagte gesetzlich oder 

vertraglich verpflichtet sei.

Das Landgericht hatte die Klage, die noch eine weitere Preisklausel be-

traf, insoweit abgewiesen. Es handele sich nicht um eine prüffähige 

Preisnebenabrede, sondern um die einer AGB-rechtlichen Inhaltskon-

trolle nicht unterworfene Bepreisung einer zusätzlichen Leistung. Die 

hiergegen eingelegte Berufung des Klägers hatte vor dem OLG keinen 

Erfolg. Auch nach Einschätzung des OLG ist die beanstandete Klausel 

einer AGB-rechtlichen Inhaltskontrolle entzogen, da sie ein Entgelt für 

eine echte Zusatzleistung im Sinne der AGB der Beklagten festsetze.

Die Bezeichnung des Entgelttatbestandes mit „Bankauskunft“ im 

Preisverzeichnis der Beklagten mache ausreichend klar, dass es sich um 

eine Bankauskunft im Sinne der AGB handele und nicht jede Auskunft 

der Bank gemeint sei, die sich der Bankkunde auch etwa im Zusam-

menhang mit der Führung seines Kontos erbitte. Die Prüfung der Klau-

sel habe in zwei Schritten zu erfolgen. Zunächst seien die AGB einheit-

lich so auszulegen, wie ihr Wortlaut von verständigen und redlichen 

Vertragspartnern unter Abwägung der Interessen der normalerweise 

beteiligten Kreise verstanden werde. Rechtsbegriffe seien demnach 

gemäß ihrer juristischen Bedeutung zu verstehen. Erst in einem zwei-

Kapital-

 

 

 

 

Frankfurt am Main. Es handele sich bei der Auskunftserteilung durch 

die Bank um eine zusätzliche Leistung, die von sonstigen Gebühren für 

Kontoführung et cetera nicht abgedeckt sei. Eine solche Bankauskunft 

ten Schritt sei – bei einer danach bestehenden Mehrdeutigkeit – von 

der (scheinbar) kundenfeindlichsten Auslegung auszugehen. Die für 

den ersten Schritt maßgeblichen Auslegungsgrundsätze wiesen hier 
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darauf hin, dass die Preisklausel sich nur auf die „Banka

vorgenannten, engen Sinne beziehe, da es sich um einen R

handele. Damit fehle es bereits an einer Mehrdeutigkeit

sodass sich die Frage der kundenfeindlichsten Auslegung

stelle.

Eine Entgeltklausel für Bankauskünfte sei unbedenklich, 

um eine zusätzliche Leistung handele, die von den sonst

ren für Kontoführung et cetera nicht abgedeckt sei mei

 

auskunft“ im 

Rechtsbegriff 

der Klausel, 

g nicht mehr 

weil es sich 

tigen Gebüh-

int das OLG. 

ber die „wirt-

rdigkeit und 

klar und un-

mkeit wegen 

5.2019, 10 U 

ich-

es Zinsswap-

s Vermietung 

icherung ge-

etete Immo-

bgeschlossen 

ges weiterhin 

nd-Pfalz ent-

in Mainz ein 

uf, wobei für 

tz vereinbart 

ngszeitraums 

und die Bank 

n (Forward-)

ahlung eines 

g zur Zahlung 

ppelten – va-

sich die Klä-

gerin gegen steigende Zinsen abgesichert, allerdings die Möglichkeit 

verloren, von fallenden Zinsen zu profitieren.

Im Streitjahr 2014 löste die Klägerin das seinerzeit noch über rund 1,8 

Millionen Euro valutierende Darlehen durch ein anderes Darlehen (mit 

einem deutlich niedrigeren Festzins) ab. Außerdem kündigte sie den 

Zinsswap-Vertrag, wofür sie einen „Auflösungsbetrag“ von 171.750 

Euro an die Bank zahlen musste. Da es das beklagte Finanzamt ablehn-

te, diese Zahlung im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 2014 

als Werbungskosten bei den Einkünften der Klägerin aus Vermietung 

und Verpachtung anzuerkennen, klagte die Klägerin.

Das FG gab ihr Recht und ließ den Werbungskostenabzug zu. Der BFH, 

so das FG, habe in seinem Urteil vom 13.01.2015 (IX R 13/14) zwar 

eine durch vorzeitige Beendigung eines Swap-Vertrages ausgelöste 

Ausgleichzahlung nicht den Einkünften aus Vermietung und Verpach-

tung zugerechnet. In dem dort entschiedenen Fall sei allerdings nur die 

Swap-Vereinbarung und nicht das zugrunde liegende Darlehen vorzei-

tig gekündigt worden. Dieser „isolierte close-out“ löse die inhaltliche 

Verknüpfung von Grund- und Sicherungsgeschäft mit der Folge, dass 

eine Zurechnung zu den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 

ausscheide. Im Streitfall sei die Sachlage allerdings eine andere und 

vergleichbar mit Situationen, in denen Vorfälligkeitsentschädigungen 

als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung und Verpach-

tung zum Abzug zugelassen würden, weil das Objekt nach wie vor ver-

mietet werde.

Das FG hat die Revision gegen sein Urteil zugelassen.

om 09.04.2019, 4 K 1734/17Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil v 7,, 

nicht rechtskräftig

 

ren für Kontoführung et cetera nicht abgedeckt sei, mei

Eine solche Bankauskunft diene der Information Dritter üb

schaftlichen Verhältnisse des Kunden, seine Kreditwür

Zahlungsfähigkeit“. Die beanstandete Klausel sei zudem 

missverständlich formuliert, sodass auch eine Unwirksam

Verstoßes gegen das Transparenzgebot ausscheide.

Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Urteil vom 24.05

5/18, rechtskräftig

Zinsswap-Vertrag vorzeitig beendet: Ausglei
Wzahlungen als Weerbungskosten abzugsfähig

Ausgleichzahlungen für die vorzeitige Beendigung eine

Vertrages sind als Werbungskosten bei den Einkünften aus

und Verpachtung abzugsfähig, wenn der Vertrag zur Abs

gen Zinsänderungsrisiken in Bezug auf ein für die vermie

bilie aufgenommenes (variabel verzinsliches) Darlehen ab

wurde und die Immobilie nach Beendigung des Vertrag

vermietet wird. Dies hat das Finanzgericht (FG) Rheinlan

schieden.

Die Klägerin nahm zur Finanzierung eines Mietobjekts i

Bankdarlehen über seinerzeit rund vier Millionen DM au

zehn Jahre ein fester und sodann ein variabler Zinssat

wurde. Zur Absicherung der nach Ablauf des Zinsbindun

erwarteten Zinsänderungsrisiken schlossen die Klägerin u

über die dann noch offene Restschuld einen so genannte

Zinsswap ab. Dazu verpflichtete sich die Klägerin zur Za

vereinbarten Festzinses an die Bank, die sich im Gegenzug

von – an einen börsenabhängigen Referenzzinssatz gekop

riablen Zinsen an die Klägerin verpflichtete. Damit hatte 
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Vermietung eines Blockheizkraftwerks: Keine einkommensteu-

erbaren Einkünfte bei fehlender Einkunftserzielungsabsicht 

 

Einkünfte aus der Vermietung eines Blockheizkraftwerks (BKHW) sind 

nicht einkommensteuerbar, wenn es an der Einkunftserzielungsab-

sicht fehlt. Dies zeigt ein vom Finanzgericht (FG) Düsseldorf entschie-

dener Fall, in dem es um die steuerliche Berücksichtigung von 

Verlusten aus der Vermietung eines BKHW ging. 

Der Kläger erwarb im Jahr 2002 ein BHKW. Dabei wusste er, dass die-

ses nicht funktionsfähig war und der Voreigentümer deswegen Scha-

denersatzprozesse führte, die noch nicht abgeschlossen waren. 

Etwaige Schadenersatzansprüche wurden vom Kläger miterworben. 

Im Streitjahr 2009 kam ein von der Mieterin des BHKW beauftragter 

Gutachter zu dem Ergebnis, dass das BHKW nicht mehr in Gang gesetzt 

werden könne. In seiner Einkommensteuererklärung 2009 machte der 

Kläger einen Verlust aus der Vermietung des BHKWs geltend, der ins-

besondere auf Abschreibungen beruhte. 

Das beklagte Finanzamt erkannte den Vermietungsverlust nicht an. 

Es vertrat die Ansicht, dass die Abschreibungsbeträge in einem frü-

heren Veranlagungszeitraum hätten geltend gemacht werden müs-

sen. Der Kläger habe bei Erwerb des BKHW von der Funktions- 

unfähigkeit Kenntnis gehabt. Er habe in der Folgezeit, noch vor dem 

Jahr 2009, von der fehlenden Möglichkeit der Wiederherstellung der 

Betriebsbereitschaft erfahren. 

Im Klageverfahren trug der Kläger vor, dass es sich um Einkünfte aus 

Gewerbebetrieb handele. Im Erwerbszeitpunkt sei er davon ausge-

gangen, das BKHW nach dem erfolgreichen Ausgang der Schadener-

satzprozesse wirtschaftlich betreiben zu können. 

Das FG Düsseldorf hat die Klage abgewiesen. Die Vermietungsverluste 

des Klägers seien mangels Einkunftserzielungsabsicht steuerlich nicht 

zu berücksichtigen. Das Gericht qualifizierte die Einkünfte des Klägers 

als solche aus Vermietung und Verpachtung. Es liege eine Überlassung 

einer Sachgesamtheit vor. Die Einordnung als gewerbliche Einkünfte 

lehnte das FG ab, weil es sich um eine bloße Gebrauchsüberlassung 

ohne Zusatzleistungen (zum Beispiel Vermarktung von selbst produ-

ziertem Strom) gehandelt habe. 

Der Kläger habe seine Einkunftserzielungsabsicht, die anders als bei 

der Vermietung von bebautem Grundbesitz nicht typisiert werde, nicht 

nachgewiesen. Es sei bereits aufgrund der hohen Abschreibungsbe-

träge nicht erkennbar, dass der Kläger über die Nutzungsdauer einen 

Totalüberschuss habe erzielen können. Etwaige Schadenersatzzahlun-

gen könnten in die Prognoserechnung nicht einbezogen werden, weil 

daraus resultierende Einnahmen nicht objektiv erkennbar angelegt 

gewesen seien. 

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Auf die Nichtzulassungsbe-

schwerde des Klägers hat der Bundesfinanzhof das Urteil des FG auf-

gehoben und die Sache aus verfahrensrechtlichen Gründen an das FG 

zurückverwiesen (X B 70/19). 

 

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 26.02.2020, 13 K 3082/17 E,F, 

nicht rechtskräftig 

 

Duplex-Garage: Vermieter haftet nach unzureichender  

Benutzungseinweisung für Schäden des Mieters 

 

Wenn der Vermieter eines Duplexgaragenstellplatzes seinen Mieter 

nicht ordnungsgemäß in die Benutzung des Stellplatzes einweist, haftet 

er dem Mieter für den aufgrund fehlerhafter Benutzung entstandenen 

Schaden. Dies hat das Amtsgericht (AG) München entschieden. Im zu-

grunde liegenden Fall muss die Vermieterin einer Duplex-Garage an 

ihren Mieter rund 2.500 Euro nebst Zinsen und Kosten zahlen. 

Die Parteien streiten über Schäden an dem BMW Cabrio des Klägers bei 

Benutzung des von der Beklagten seit Anfang 2016 angemieteten obe-

ren Duplexgaragenstellplatz. Der Kläger stellte am 16.02.2017 fest, dass 

beim Hochfahren des Stellplatzes durch eine fremde Person der Koffer-

raum seines Fahrzeugs beschädigt worden war. Der Kofferraum war 

dabei gegen einen Lüftungskanal gedrückt worden, der an der Wand 

hinter dem Duplexstellplatz verläuft. Der Kläger hatte sein Fahrzeug 

rückwärts eingeparkt. Die Hinterräder standen in den dafür vorgesehe-

nen Haltemulden. 

Der Kläger behauptet, er habe bei Besichtigung des Stellplatzes, bei 

der lediglich er und die Beklagte anwesend gewesen seien, rückwärts 

eingeparkt. Man habe festgestellt, dass das Einparken unproblematisch 

funktioniere. Sie hätten den in Einfahrtposition schräg nach hinten 
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hochgestellten Duplexstellplatz nicht verstellt beziehungsweise nicht 

nach oben gefahren. Weitere Instruktionen habe die Beklagte nicht ge-

geben. Er selbst habe den Stellplatz nie nach oben gefahren, da der 

Platz darunter nie belegt gewesen sei. Er habe seinen Pkw jeweils rück-

wärts eingeparkt, wobei die Räder jeweils in den Haltemulden gestan-

den hätten. Die vor Ort aushängende Bedienungsanleitung gebe nicht 

vor, ob man vor- oder rückwärts einparken soll. 

Die Beklagte trägt vor, der Kläger sei bei der Besichtigung ordnungs-

gemäß in die Nutzung des Tiefgaragenstellplatzes eingewiesen wor-

den. Beim Besichtigungstermin seien die Beklagte, ihr Ehemann und 

der Kläger anwesend gewesen. Der Kläger habe sich nicht an die In-

formationen gehalten, welche im Rahmen der Einweisung vornehmlich 

vom technisch versierteren Ehemann gegeben worden seien. 

Der gerichtlich beauftragte Sachverständige war zu dem Ergebnis ge-

kommen, dass die unverstellbar aufmontierten Haltemulden beim Vor-

wärtseinparken für die Vorderräder die richtige Parkposition vorgeben. 

Beim Rückwärtseinparken entstehe beim Hochfahren dieser Bühne am 

Fahrzeugtyp des Klägers solange kein Schaden, als die Hinterräder die 

vordere Begrenzung der Haltemulde nur gerade eben erreichen. 

Das AG München gab dem Kläger Recht. Es liege eine schuldhafte 

Pflichtverletzung der Beklagten vor. Nach Durchführung der Beweisauf-

nahme war das Gericht davon überzeugt, dass keine entsprechende 

Einweisung durch die Beklagte oder einen Dritten erfolgt war. Den Aus-

führungen des Klägers im Rahmen seiner Parteivernehmung werde 

Glauben geschenkt. Er habe stets widerspruchsfrei vorgetragen. Den 

Ausführungen der Beklagten und des Zeugen habe nicht gefolgt wer-

den können. Denn der Vortrag habe sich im Laufe des Prozesses immer 

wieder angepasst. Unter anderem habe der Ehemann der Beklagten 

als Zeuge erst nach Kenntnis des Gutachtens, demzufolge das Fahrzeug 

rückwärtig vor den nicht ummontierbaren Mulden eingeparkt werden 

müsse, erklärt, genau darauf hingewiesen zu haben. 

Daher sei das AG davon überzeugt, dass keine pflichtgemäße Einwei-

sung in die Nutzung des Stellplatzes erfolgt sei. Dies stelle eine schuld-

hafte Pflichtverletzung des Mietvertrages dar. Die Beklagte sei somit 

zum Ersatz der hieraus entstandenen Schäden verpflichtet. Neben den 

Schäden am Fahrzeug in Höhe von 2.002,90 Euro seien auch die Gut-

achterkosten in Höhe von 505 Euro ersatzfähig, da diese notwendig ge-

wesen seien. 

 

Amtsgericht München, Urteil vom 17.07.2019, 425 C 12888/17, rechts-

kräftig 

 

Abfallcontainer werten gehobene Eigentumswohnung nicht ab 

 

Abfallcontainer, die in der Nähe einer gerade gekauften Wohnung in 

gehobener Lage errichtet werden, bedingen keine Entwertung der Im-

mobilie. Dies hat das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf entschieden. 

Damit war die Schadenersatzklage eines Ehepaares gegen den Verkäu-

fer ihrer Eigentumswohnung auch in zweiter Instanz erfolglos. 

Die Eheleute hatten 2015 eine rund 140 Quadratmeter große Vierzim-

merwohnung im zweiten Obergeschoss im Jahr 2015 von einem Bau-

träger in Düsseldorf für rund 550.000 Euro gekauft. Die Wohnung liegt 

in einem größeren Neubaugebiet, in dem insgesamt rund 1.800 Woh-

nungen entstehen sollen. Auf der anderen Straßenseite gegenüber der 

Wohnung errichtete die Stadt Düsseldorf eine Containeranlage für Alt-

glas und Altpapier. Dass dies geschehen würde, wussten die Eheleute 

bei Kaufabschluss nicht. Sie fühlen sich deshalb vom Bauträger arglistig 

getäuscht. Ihre Wohnung sei wegen der optischen Beeinträchtigungen 

und Lärm- und Geruchsbelästigungen, die von der Containeranlage aus-

gingen, rund 30.000 Euro weniger wert. Ihre auf Zahlung eines Teilbe-

trags in Höhe von 10.000 Euro gerichtete Klage blieb in erster und 

zweiter Instanz ohne Erfolg. Die ökologisch sinnvolle Abfallentsorgung 

gehöre zum urbanen Leben, für das die Eheleute sich mit der Standort-

wahl ihrer Eigentumswohnung entschieden hätten, argumentiert das 

OLG. Die damit einhergehenden Beeinträchtigungen seien unvermeid-

bar und hinzunehmen. Aus der Höhe des von den Eheleuten gezahlten 

Kaufpreises ergebe sich kein anderer Maßstab: Auch in Wohnvierteln 

mit gehobenen Quadratmeterpreisen müsse die Abfallentsorgung si-

chergestellt sein. Die Revision zum Bundesgerichtshof hat das OLG nicht 

zugelassen. 

 

Oberlandesgericht Düsseldorf, Urteil vom 21.01.2020, I-21 U 46/19

 

erbesitz
-

Bebautes Grundstück: BMF stellt Arbeitshilfe zu 
Aufteilung des Gesamtkaufpreises zur Verfügung

Wie das Bundesfinanzministerium (BMF) aktuell mitteilt, steht auf 

seinen Seiten (www.bundesfinanzministerium.de) eine Arbeitshilfe 

zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für ein bebautes Grundstück 

(Kaufpreisaufteilung) mit Stand vom Mai 2019 zur Verfügung. Diese 

ist unter dem Pfad „Themen/Steuern“ unter dem Unterpunkt „Letzte 

Meldungen“ zu finden.

Hintergrund: Zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage für Absetzun-

gen für Abnutzung von Gebäuden (§ 7 Absatz 4 bis 5a Einkommensteu-

ergesetz) ist es in der Praxis häufig erforderlich, einen Gesamtkaufpreis 

für ein bebautes Grundstück auf das Gebäude, das der Abnutzung un-

terliegt, sowie den nicht abnutzbaren Grund und Boden aufzuteilen.

Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung ist ein Gesamtkaufpreis 

für ein bebautes Grundstück nicht nach der so genannten Restwertme-

Tthode, sondern nach dem Verhältnis der Verkehrswerte oder Teeilwerte 

auf den Grund und Boden einerseits sowie das Gebäude andererseits 

aufzuteilen (vgl. Bundesfinanzhof, Urteil vom 10.10.2000, IX R 86/97).

Die obersten Finanzbehörden von Bund und Ländern stellen laut BMF 

eine Arbeitshilfe als xls-Datei zur Verfügung, die es unter Berücksich-

tigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung ermöglicht, in einem 

typisierten Verfahren entweder eine Kaufpreisaufteilung selbst vorzu-

nehmen oder die Plausibilität einer vorliegenden Kaufpreisaufteilung 

zu prüfen. Zusätzlich stehe eine Anleitung für die Berechnung zur Auf-

teilung eines Grundstückskaufpreises zur Verfügung.

tet wurden. Sie machen unter Berufung auf Mängel der Wohnungen 

jeweils Gewährleistungsansprüche geltend und begehren dabei unter 

anderem wegen der „Gefahr von Schimmelpilzbildung“ in den gemie-

teten Räumen die Feststellung einer näher bezifferten Minderung der 

von ihnen geschuldeten Monatsmiete (§ 536 Bürgerliches Gesetzbuch 

– BGB) sowie die Zahlung eines Kostenvorschusses für die Mängelbe-

seitigung.

In beiden Verfahren hat das Berufungsgericht eine Minderung der je-

weiligen Bruttomiete festgestellt und im Verfahren VIII ZR 271/17 die 

Beklagte überdies zur Zahlung eines Kostenvorschusses in Höhe von 

12.000 Euro zur Anbringung einer Innendämmung verurteilt. Dies hat 

es jeweils (unter anderem) maßgeblich auf die Erwägung gestützt, 

dass in den Wohnungen in den Wintermonaten aufgrund von Wärme-

brücken in den Außenwänden eine „Gefahr der Schimmelpilzbildung“ 

bestehe. Zwar hätten die Wohnungen zur Zeit ihrer Errichtung den gel-

tenden Bauvorschriften und DIN-Vorgaben sowie den damaligen Re-

geln der Baukunst entsprochen. Nach der Verkehrsanschauung dürfe 

ein Mieter allerdings auch ohne besondere vertragliche Vereinbarung 

stets einen „Mindeststandard zeitgemäßen Wohnens“ erwarten, der 

heutigen Maßstäben gerecht werde.

Auf die Revisionen der Kläger hat der BGH entschieden, dass Wärme-

brücken in den Außenwänden nicht als Sachmangel einer Mietwoh-

nung anzusehen sind, wenn dieser Zustand mit den zum Zeitpunkt der 

Errichtung des Gebäudes geltenden Bauvorschriften und technischen 

Normen in Einklang steht.

TEin Mangel, der die Taauglichkeit der Mietsache zum vertragsgemäßen 

Immobilien
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Bundesfinanzministerium, PM vom 13.05.2019

Mietwohnung älterren Baujahrs: Schimmelpilzgefahr 
kein Mangel

Entspricht eine Mietwohnung dem im Errichtungszeitpunkt üblichen 

Bauzustand, so scheidet eine Mietminderung wegen Wärmebrücken 

und dadurch bestehender Schimmelpilzgefahr aus. Dies stellt der Bun-

desgerichtshof (BGH) klar.

Die Kläger in beiden Verfahren sind jeweils Mieter von Wohnungen 

der Beklagten, die in den Jahren 1968 und 1971 unter Beachtung der 

damals geltenden Bauvorschriften und technischen Normen errich-

g , g g g ß

Gebrauch aufhebt oder mindert und deshalb dem Mieter (unter ande-

rem) ein Recht zur Mietminderung (§ 536 Absatz 1 BGB) sowie einen 

Anspruch auf Mangelbeseitigung (§ 535 Absatz 1 Satz 2 BGB) gewährt, 

setze eine für den Mieter nachteilige Abweichung des tatsächlichen 

Zustandes der Mietsache vom vertraglich vorausgesetzten Zustand 

voraus. Ohne besondere Vereinbarung der Mietvertragsparteien kön-

ne der Mieter dabei nach der Verkehrsauffassung erwarten, dass die 

von ihm angemieteten Räume einen Wohnstandard aufweisen, der bei 

vergleichbaren Wohnungen üblich ist. Gibt es zu bestimmten Anforde-

rungen technische Normen, sei jedenfalls deren Einhaltung geschul-

det. Dabei sei nach gefestigter Senatsrechtsprechung grundsätzlich 

der bei Errichtung des Gebäudes geltende Maßstab anzulegen. Diesem 
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Verwurzelung im bisherigen Umfeld je nach Persönlichkeit

licher sowie psychischer Verfassung des Mieters untersch

aus und rechtfertigten deshalb ohne weitere Feststellun

sich daraus ergebenden Folgen im Fall eines erzwungenen

wechsels grundsätzlich nicht die Annahme einer Härte. 

Würden von dem Mieter für den Fall eines erzwungenen

wechsels indes substantiiert ihm drohende schwerwi

sundheitsgefahren geltend gemacht müssten sich die Ge
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sich – trotz Bestreitens des Eigenbedarfs durch die Beklagten – mit 

dem schriftsätzlichen Vortrag der Kläger begnügt hat, statt den ange-

botenen Zeugenbeweis über die Ernsthaftigkeit des geltend gemach-

ten Bedarfs zu erheben und gegebenenfalls die Klägerin zu 1 persönlich 

anzuhören. Zudem habe es die für den Beklagten zu 4 substantiiert 

dargelegten und durch Atteste belegten Härtegründe bagatellisiert 

und ebenfalls versäumt, ein Sachverständigengutachten zu den Aus-

wirkungen eines erzwungenen Umzugs auf den Gesundheitszustand 

des Beklagten zu 4 einzuholen. Letztlich habe das Berufungsgericht 

ohne die erforderliche konkrete Abwägung zwischen den Interessen 

des Mieters und des Vermieters der Vermieterseite den Vorrang ein-

geräumt. 

Bundesgerichtshof, Urteile vom 22.05.2018, VIII ZR 180/18 und VIII ZR 

167/17

TMietrecht: Für den Teelefonanschluss ist der Vermieter 
zuständig

TFunktioniert ein Teelefonanschluss bei Abschluss eines Mietvertrages 

nicht, so ist der Vermieter dazu verpflichtet, ihn auf seine Kosten zu 

reparieren. Das hat der Bundesgerichtshof entschieden. 

TIn dem konkreten Fall war die Mietwohnung mit einem Teelefonan-

schluss ausgestattet und die Leitung verlief vom Hausanschluss durch 

einen Kriechkeller zur Mietwohnung. Als es einen Defekt zwischen 

THausanschluss und Teelefondose in der Wohnung gab, weigerte sich der 

Vermieter, die Leitung zu erneuern oder reparieren zu lassen. 

TZu Unrecht. Der Teelefonanschluss oder die Leitung zwischen dem 

Hausanschluss und der Anschlussdose in der Wohnung seien Sache 

Tdes Vermieters, so der BGH. Ein funktionierender Teelefonanschluss ge-

höre zum Mindeststandard für zeitgemäßes Wohnen. Befindet sich ein 

Anschluss in der Wohnung, schulde der Vermieter dem Mieter einen 

solchen funktionierenden im vertragsgemäßen Zustand. 

BGH, VIII ZR 17/18 vom 05.12.2018

 

 

 

 

 

 

sundheitsgefahren geltend gemacht, müssten sich die Ge

Fehlen eigener Sachkunde regelmäßig mittels sachverstä

ein genaues und nicht nur an der Oberfläche haftendes

verschaffen, welche gesundheitlichen Folgen im Einzelne

Umzug verbunden sind, insbesondere welchen Schweregr

tende Gesundheitsbeeinträchtigungen voraussichtlich er

den und mit welcher Wahrscheinlichkeit dies eintreten ka

Dies hat der BGH nunmehr dahin präzisiert, dass ein Sa

gengutachten regelmäßig von Amts wegen einzuholen sei

der Mieter eine zu besorgende Verschlechterung seines G

zustandes durch ärztliches Attest belegt hat. Auf diese W

klären, an welchen Erkrankungen der betroffene Mieter 

det und wie sich diese auf seine Lebensweise und Auton

auf seine psychische und physische Verfassung auswirke

auch von Bedeutung, ob und inwieweit sich die mit ei

einhergehenden Folgen mittels Unterstützung durch das

ziehungsweise durch begleitende ärztliche und/oder the

Behandlungen mindern lassen. Nur eine solche Aufkläru

die Gerichte in die Lage, eine angemessene Abwägung be

fallprüfung vorzunehmen. 

Im Verfahren VIII ZR 180/18 sei das Berufungsgericht zw

davon ausgegangen, dass die Eigenbedarfskündigung des 

sam ist. Es habe jedoch dem Erlangungsinteresse des Kläge

lerhaft deshalb („schematisch“) ein geringeres Gewicht b

weil dieser eine vermietete Wohnung erworben hat. Zudem

Härtefallabwägung ohne die gebotene Aufklärung über zu

erhebliche Verschlechterungen des Gesundheitszustandes

ten zu 1 (Einholung eines Sachverständigengutachtens) un

einer nicht tragfähigen tatsächlichen Grundlage vorgenom

In dem Verfahren 167/17 habe das Berufungsgericht sch

samkeit der Eigenbedarfskündigung rechtsfehlerhaft bej
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Angestellte

Gewährung von Zusatzleistungen und Zulässigkeit von Gehalts-

umwandlungen: Zur Anwendung aktuellen BFH-Urteils 

 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) beschäftigt sich in einem aktuellen 

Schreiben mit der Anwendung eines Urteils des Bundesfinanzhofes (BFH) 

zur Gewährung von Zusatzleistungen und Zulässigkeit von Gehaltsum-

wandlungen. 

Mit Urteilen vom 01.08.2019 (VI R 32/18, VI R 21/17 (NV) und VI R 

40/17 (NV)) hat der BFH seine Rechtsprechung zu der in verschiedenen 

Steuerbefreiungs- und Pauschalbesteuerungsnormen oder anderen steu-

erbegünstigenden Normen des Einkommensteuergesetzes (EStG) ent-

haltenen Tatbestandsvoraussetzung, wonach die jeweilige Steuerver- 

günstigung davon abhängt dass eine bestimmte Arbeitgeberleistung "zu-

sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn" erbracht werden muss 

(so genannte Zusätzlichkeitsvoraussetzung), geändert. 

Der BFH hat seine frühere Rechtsprechung aufgegeben, nach der nur frei-

willige Arbeitgeberleistungen, also Leistungen, die der Arbeitgeber ar-

beitsrechtlich nicht schuldet, zusätzlich in diesem Sinne erbracht werden 

konnten (BFH-Urteile vom 19.09.2012 (VI R 54/11 und VI R 55/11, als 

Rechtsprechungsänderung zum BFH-Urteil vom 15.05.1998, VI R 

127/97). Nunmehr verneint der BFH, dass bestimmte Steuervergünsti-

gungen für Sachverhalte mit Gehaltsverzicht oder -umwandlung (je nach 

arbeitsvertraglicher Ausgestaltung) durch die Zusätzlichkeitsvorausset-

zung ausgeschlossen werden. Voraussetzung sei nur, dass der verwen-

dungsfreie Arbeitslohn zugunsten verwendungs- oder zweckgebundener 

Leistungen des Arbeitgebers arbeitsrechtlich wirksam herabgesetzt wird 

(Lohnformwechsel). Ansonsten liege eine begünstigungsschädliche An-

rechnung oder Verrechnung vor (Urteil vom 01.08.2019, VI R 32/18). 

Tarifgebundener verwendungsfreier Arbeitslohn kann somit nicht zuguns-

ten bestimmter anderer steuerbegünstigter verwendungs- oder zweck-

gebundener Leistungen herabgesetzt oder zugunsten dieser 

umgewandelt werden, da der tarifliche Arbeitslohn nach Wegfall der 

steuerbegünstigten Leistungen wiederauflebt. 

Die neue BFH-Rechtsprechung betrifft zum Beispiel die Vorschriften § 3 

Nr. 15, 33, 34, 34a, 37, 46, 37b Absatz 2 EStG, 40 Absatz 2 Satz 1 Nr. 5 

und 6, 100 Absatz 3 Nr. 2 EStG sowie die mit dem "Gesetz zur weiteren 

Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher 

Vorschriften" eingeführten Regelungen zu den Zuschüssen zu den Auf-

wendungen des Arbeitnehmers für Fahrten zwischen Wohnung und ers-

ter Tätigkeitsstätte et cetera (§ 40 Absatz 2 Satz 2 Nr. 1b EStG), zur Über-

eignung betrieblicher Fahrräder (§ 40 Absatz 2 Satz 1 Nr. 7 EStG) und zur 

Anwendung der 44-Euro-Freigrenze bei Gutscheinen und Geldkarten  

(§ 8 Absatz 2 Satz 11 EStG). 

Der Gesetzgeber hat regelmäßig auf die Formulierung "zusätzlich zum 

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn" zurückgegriffen, wenn Sachverhalte 

mit Gehaltsverzicht oder -umwandlung explizit von der Steuerbegünsti-

gung ausgeschlossen werden sollten; so zuletzt noch in der Einzelbe-

gründung zu § 8 Absatz 2 Satz 11 zweiter Halbsatz EStG, wo es 

beispielsweise heißt: "Die Ergänzung des § 8 Absatz 2 Satz 11 EStG soll 

sicherstellen, dass Gutscheine und Geldkarten nur dann unter die 44-

Euro-Freigrenze fallen, wenn sie vom Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin 

geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden. Der steuerliche Vorteil soll 

damit insbesondere im Rahmen von Gehaltsumwandlungen ausge-

schlossen werden". Zu der Tatbestandsvoraussetzung "zusätzlich zum  

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn" gilt daher laut BMF im Vorgriff auf 

eine entsprechende Gesetzesänderung abweichend von der neuen  

BFH-Rechtsprechung und über den Einzelfall hinaus zur Gewährleistung 

der Kontinuität der Rechtsanwendung weiterhin Folgendes: Im Sinne des 

EStG werden Leistungen des Arbeitgebers oder auf seine Veranlassung 

eines Dritten (Sachbezüge oder Zuschüsse) für eine Beschäftigung nur 

dann "zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn" erbracht, wenn 

1. die Leistung nicht auf den Anspruch auf Arbeitslohn angerechnet,  

2. der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zugunsten der Leistung herabge-

setzt, 3. die verwendungs- oder zweckgebundene Leistung nicht anstelle 

einer bereits vereinbarten künftigen Erhöhung des Arbeitslohns gewährt 

und 4. bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn nicht erhöht wird. Dies 

gilt im Hinblick auf den Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung 

unabhängig davon, ob der Arbeitslohn tarifgebunden ist. 

Laut BMF sind somit im gesamten Lohn- und Einkommensteuerrecht nur 

echte Zusatzleistungen des Arbeitgebers steuerbegünstigt. 

Das Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 22.05.2013 zur Anwen-

dung der BFH-Urteile vom 19.09.2012 (VI R 54/11 und VI R 55/11).  

Es ist in allen offenen Fällen anzuwenden. 

 

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 05.02.2020, IV C 5 -S 

2334/19/10017 :002 

Schaufenster Steuern Mandantenzeitung Scharf•Hafner & Partner mbB und Scharf & Baur GmbH

13www.shp-beratergruppe.de

Nur wenn der Chef Mitarbeiter absichtlich verletzt, muss er  

dafür haften 

 

Rutscht eine Arbeitnehmerin (hier eine Pflegekraft eines Seniorenhei-

mes) auf einer eisglatten Stelle auf dem Weg zwischen Parkplatz und 

Heim aus, und bricht sie sich einen Knöchel, so haftet nicht der Arbeit-

geber (hier der Betreiber des Heimes) für die Folgen. 

Das Bundesarbeitsgericht hat entschieden, dass es sich um einen  

Arbeitsunfall gehandelt hatte, den die gesetzliche Unfallversicherung 

entschädigt. Die Frau konnte weder Schadenersatz noch Schmerzens-

geld gegen den Pflegeheimbetreiber durchsetzen. 

Weil zugunsten des Arbeitgebers das so genannte Haftungsprivileg 

gelte, habe er nur für Folgen einzustehen, wenn er einen Unfall und 

die Verletzungen absichtlich herbeigeführt hätte. 

 

BAG, 8 AZR 35/19 vom 28.11.2019 

 

Fehlerhafte Auskünfte: Arbeitgeber schadenersatzpflichtig 

 

Der Arbeitgeber hat zwar keine allgemeine Pflicht, die Vermögensin-

teressen des Arbeitnehmers wahrzunehmen. Erteilt er jedoch Aus-

künfte, ohne hierzu verpflichtet zu sein, müssen diese richtig, eindeutig 

und vollständig sein. Andernfalls hafte der Arbeitgeber für Schäden, die 

der Arbeitnehmer aufgrund der fehlerhaften Auskunft erleidet, so das 

Bundesarbeitsgericht (BAG). 

Der 2014 in den Ruhestand getretene Kläger war bei der Beklagten  

beschäftigt. Vor dem Hintergrund des Beginn 2003 in Kraft getretenen 

Tarifvertrags zur Entgeltumwandlung für Arbeitnehmer/-innen im kom-

munalen öffentlichen Dienst schloss die Beklagte mit einer Pensions-

kasse einen Rahmenvertrag zur betrieblichen Altersversorgung. 

Im April 2003 nahm der Kläger an einer Betriebsversammlung teil, auf 

der ein Fachberater der örtlichen Sparkasse die Arbeitnehmer der  

Beklagten über Chancen und Möglichkeiten der Entgeltumwandlung als 

Vorsorge über die Pensionskasse informierte. Der Kläger schloss im  

September 2003 eine Entgeltumwandlungsvereinbarung mit Kapital-

wahlrecht ab. Anfang 2015 ließ er sich seine Pensionskassenrente als 

Einmalkapitalbetrag auszahlen. Für diesen muss er aufgrund einer Ge-

setzesänderung im Jahr 2003 Beiträge zur Kranken- und Pflegeversi-

cherung entrichten. 

Mit seiner Klage begehrt der Kläger im Wege des Schadenersatzes die 

Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge von der Beklagten. Er meint, 

die Beklagte habe ihn vor Abschluss der Entgeltumwandlungsverein-

barung über das laufende Gesetzgebungsverfahren zur Einführung einer 

Beitragspflicht auch für Einmalkapitalleistungen informieren müssen. 

In diesem Fall hätte er eine andere Form der Altersvorsorge gewählt. 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 

hat ihr stattgegeben. Die Revision der Beklagten hatte vor dem BAG 

Erfolg. Es könne offenbleiben, ob den Arbeitgeber nach – überobliga-

torisch – erteilten richtigen Informationen über betriebliche Alters- 

versorgung im Wege der Entgeltumwandlung überhaupt weitere  

Hinweispflichten auf bis zum Abschluss einer Entgeltumwandlungsver-

einbarung erfolgende Gesetzesänderungen oder entsprechende Geset-

zesvorhaben, die zulasten der Arbeitnehmer gehen, treffen, so das BAG. 

Jedenfalls setzte eine solche Verpflichtung voraus, dass der Arbeitneh-

mer konkret über diejenigen Sachverhalte informiert worden sei, die 

durch die (geplante) Gesetzesänderung zu seinen Lasten geändert wur-

den. Dies habe im vorliegenden Verfahren nicht zugetroffen. Auf der 

Betriebsversammlung sei über Beitragspflichten zur Sozialversicherung 

nicht unterrichtet worden. Daher habe auch dahingestellt bleiben kön-

nen, ob der Beklagten das Verhalten des Fachberaters der Sparkasse 

zuzurechnen sei. 

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 18.02.2020, 3 AZR 206/18

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Arbeitszeiten sind von Arbeitgebern systematisch zu 
erfassen

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union müssen die Arbeitgeber 

verpflichten, ein System einzurichten, mit dem die tägliche Arbeitszeit 

gemessen werden kann. Dies stellt der EuGH klar.

Die spanische Gewerkschaft CCOO hat vor dem Nationalen Gerichts-

hof, Spanien, auf Feststellung der Verpflichtung der Deutschen Bank 

geklagt, ein System zur Erfassung der von deren Mitarbeitern geleis-

teten täglichen Arbeitszeit einzurichten. Nach Auffassung der CCOO 

ergibt sich die Verpflichtung zur Einrichtung eines solchen Registrie-

rungssystems nicht nur aus innerstaatlichen Rechtsvorschriften, son-

dern auch aus der EU-Grundrechtecharta und der Arbeitszeitrichtlinie.

Die Deutsche Bank verweist auf die Rechtsprechung des spanischen 

Obersten Gerichts, aus der sich entnehmen lasse, dass das spanische 

Recht keine solche allgemeingültige Verpflichtung vorsehe. Nach die-

ser Rechtsprechung schreibe das spanische Gesetz nämlich, sofern 

nichts anderes vereinbart worden sei, nur die Führung einer Aufstel-

lung der von den Arbeitnehmern geleisteten Überstunden sowie die 

Übermittlung der Zahl dieser Überstunden zum jeweiligen Monatsen-

de an die Arbeitnehmer und ihre Vertreter vor. Der Nationale Gerichts-

hof hegt Zweifel an der Vereinbarkeit der Auslegung des spanischen 

Gesetzes durch das Oberste Gericht mit dem EU-Recht und hat den 

EuGH dazu befragt.

Der EuGH erklärt, dass diese Richtlinien im Licht der Grundrechtechar-

ta einer Regelung entgegenstehen, die nach ihrer Auslegung durch 

anzusehen sei, sodass verhindert werden müsse, dass der Arbeitgeber 

ihm eine Beschränkung seiner Rechte auferlegt. 

Ohne ein System, mit dem die tägliche Arbeitszeit eines jeden Arbeit-

nehmers gemessen werden kann, könne weder die Zahl der geleis-

teten Arbeitsstunden und ihre zeitliche Verteilung noch die Zahl der 

Überstunden objektiv und verlässlich ermittelt werden, sodass es für 

die Arbeitnehmer äußerst schwierig oder gar praktisch unmöglich sei, 

ihre Rechte durchzusetzen, hält der EuGH fest. Die objektive und ver-

lässliche Bestimmung der täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit sei 

nämlich für die Feststellung, ob die wöchentliche Höchstarbeitszeit 

einschließlich der Überstunden sowie die täglichen und wöchentlichen 

Ruhezeiten eingehalten worden sind, unerlässlich.

VdaherDer EuGH meint r,, dass eine Regelung, die keine Veerpflichtung vor-

sieht, von einem Instrument Gebrauch zu machen, das diese Feststellung

ermöglicht, die nützliche Wirkung der von der Charta und von der Arbeits-

zeitrichtlinie verliehenen Rechte nicht gewährleistet, da weder die Arbeit-

geber noch die Arbeitnehmer überprüfen können, ob diese Rechte beachtet

werrdden. Eine solche Regelung könnte daher das Ziel der Richtlinie, das darin

besserbesteht, einen reen Schutz der Sicherheit und der Gesundheit der Ar-

beitnehmer sicherzustellen, gefährden, und zwar unabhängig von der nach

dem nationalen Recht vorgesehenen wöchentlichen Höchstarbeitszeit.

Dagegen biete ein Arbeitszeiterfassungssystem den Arbeitnehmern ein

besonders wirksames Mittel, einfach zu objektiven und verlässlichen Da-

eit zu gelangen, und erleichterten über die tatsächlich geleistete Arbeitsz ree

Vdadurrcch sowohl den Arbeitnehmern den Nachweis einer Veerkennung ihrer

den zuständigen BehörRechte als auch rdden und nationalen Gerichten die
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die nationalen Gerichte die Arbeitgeber nicht verpflichtet, ein System 

einzurichten, mit dem die von einem jeden Arbeitnehmer geleistete 

tägliche Arbeitszeit gemessen werden kann. Der Gerichtshof weist zu-

nächst auf die Bedeutung des Grundrechts eines jeden Arbeitnehmers 

auf eine Begrenzung der Höchstarbeitszeit und auf tägliche und wö-

chentliche Ruhezeiten hin, das in der Charta verbürgt ist und dessen 

Inhalt durch die Arbeitszeitrichtlinie weiter präzisiert wird. Die Mit-

gliedstaaten müssten dafür sorgen, dass den Arbeitnehmern die ihnen 

verliehenen Rechte zugutekommen, ohne dass die zur Sicherstellung 

der Umsetzung der Richtlinie gewählten konkreten Modalitäten diese 

Rechte inhaltlich aushöhlen dürfen. Insoweit sei zu berücksichtigen, 

dass der Arbeitnehmer als die schwächere Partei des Arbeitsvertrags 

g

Kontrolle der tatsächlichen Beachtung dieser Rechte.

Um die nützliche Wirkung der von der Arbeitszeitrichtlinie und der 

Grundrechtecharta verliehenen Rechte zu gewährleisten, müssten 

die Mitgliedstaaten die Arbeitgeber daher verpflichten, ein objektives, 

verlässliches und zugängliches System einzurichten, mit dem die von 

einem jeden Arbeitnehmer geleistete tägliche Arbeitszeit gemessen 

werden kann. Es obliege den Mitgliedstaaten, die konkreten Modalitä-

ten zur Umsetzung eines solchen Systems, insbesondere der von ihm 

anzunehmenden Form, zu bestimmen und dabei gegebenenfalls den 

TBesonderheiten des jeweiligen Täätigkeitsbereichs oder Eigenheiten, so-

gar der Größe, bestimmter Unternehmen Rechnung zu tragen.  

Gerichtshof der Europäischen Union, Urteil vom 14.05.2019, C-55/18
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n sie an einer 

en Personen-

undesfinanz-

sei unter eigenem Grundbesitz im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 

der zum Betriebsvermögen des Unternehmers gehörende Grundbesitz 

zu verstehen. Auch aus dem historischen Regelungskontext und der 

Entstehungsgeschichte der Norm sah sich der Große Senat bei dieser 

Auslegung, die zugunsten der Steuerpflichtigen wirkt und für den Im-

mobilienbereich von großer Bedeutung ist, bestätigt. 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 25.09.2018, GrS 2/16

Erweiterte Kürzung bei Gewerbesteuer: Beteiligung 
an GbR kann Grundbesitz sein

Unterliegt eine grundstücksverwaltende Gesellschaft nur kraft ihr

Rechtsform der Gewerbesteuer, kann sie die erweiterte Kürzung bei 

der Gewerbesteuer auch dann in Anspruch nehmen, wenn sie 

rein grundstücksverwaltenden, nicht gewerblich geprägten P

gesellschaft beteiligt ist. Dies hat der Große Senat des Bundesfinanz-

hofs (BFH) zu § 9 Nr. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) 

entschieden. 

Gewerblich tätige Personen- und Kapitalgesellschaften unterliegen der 

Gewerbesteuer. Soweit sich allerdings solche Gesellschaften auf die 

Verwaltung ihres eigenen Grundbesitzes beschränken, ist der daraus 

Terwirtschaftete Gewinn durch den Taatbestand der erweiterten Kürzung 

in diesem Umfang vollständig von der Gewerbesteuer ausgenommen. 

Klägerin in dem Revisionsverfahren, das zur Vorlage an den Großen 

Senat führte, war eine gewerblich geprägte GmbH & Co. KG, die an 

einer rein vermögensverwaltenden GbR beteiligt war. Diese GbR war 

wiederum Eigentümerin einer Immobilie. Die Klägerin machte für ihre 

aus der Beteiligung an der GbR bezogenen anteiligen Mieterträge die 

erweiterte Kürzung geltend. Das Finanzamt lehnte dies ab, weil die Be-

teiligung an der GbR im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG kein eigener 

Grundbesitz der Klägerin sei, sondern Grundbesitz der GbR. 

Der vorlegende IV. Senat des BFH wollte dieser Auffassung des Finanz-

amtes nicht folgen, sah sich an einer entsprechenden Entscheidung 

aber durch ein Urteil des I. BFH-Senats vom 19.10.2010 (I R 67/09) 

om 21.07gehindert. Er rief daher mit Vorlagebeschluss v 7..2016 (IV

R 26/14) den Großen Senat zur Klärung der Rechtsfrage an. Der IV. 

Senat war der Ansicht, dass steuerrechtlich das Eigentum einer ver-

mögensverwaltenden Personengesellschaft den hinter ihr stehenden 

Gesellschaftern anteilig zuzurechnen sei. Ein im zivilrechtlichen Eigen-

tum der Personengesellschaft stehendes Grundstück sei daher eigener 

Grundbesitz der Gesellschafter der GbR.

Dem folgte der Große Senat. Ob eigener Grundbesitz im Sinne der 

gewerbesteuerrechtlichen Kürzung vorliegt, richte sich nach den all-

gemeinen ertragssteuerrechtlichen Grundsätzen. Nach der Systema-

tik und dem Regelungszweck der erweiterten Kürzung sowie unter 

Berücksichtigung des gewerbesteuerrechtlichen Belastungsgrundes 

„Sensibilisierungswoche“ als steuerbarer Arbeitslohn 
zu begreifen

TMit der Teeilnahme an einer Sensibilisierungswoche wendet der Arbeit-

geber seinen Arbeitnehmern steuerbaren Arbeitslohn zu. Dies hat der 

Bundesfinanzhof (BFH) zu einem einwöchigen Seminar zur Vermitt-

lung grundlegender Erkenntnisse über einen gesunden Lebensstil ent-

schieden.

Die im Streitfall von der Klägerin ihren Arbeitnehmern angebotene 

„Sensibilisierungswoche“ umfasste unter anderem Kurse zu gesunder 

Ernährung und Bewegung, Körperwahrnehmung, Stressbewältigung, 

THerz-Kreislauf-Trraining, Achtsamkeit, Eigenverantwortung und Nach-

haltigkeit. Finanzamt und Finanzgericht (FG) behandelten die Aufwen-

dungen der Klägerin für die Sensibilisierungswoche als Arbeitslohn.

Auf die Revision der Klägerin bestätigte der BFH die FG-Entscheidung. 

Maßnahmen des Arbeitgebers für die Gesundheitsvorsorge der Be-

legschaft, die keinen Bezug zu berufsspezifischen Gesundheitsbeein-

trächtigungen aufweisen, führten zu Arbeitslohn, wenn sie sich bei 

objektiver Würdigung aller Umstände als Entlohnung darstellten. Dies 

hat der BFH für die Sensibilisierungswoche bejaht, da es sich um eine 

allgemein gesundheitspräventive Maßnahme auf freiwilliger Basis ge-

handelt habe.

Maßnahmen zur Vermeidung berufsspezifischer Erkrankungen könn-

ten hingegen im ganz überwiegenden eigenbetrieblichen Interesse des 

Arbeitgebers liegen und deshalb nicht als Arbeitslohn einzustufen sein, 

so der BFH weiter. Zudem komme für Leistungen des Arbeitgebers zur 

betrieblichen Gesundheitsförderung eine Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 

34 des Einkommensteuergesetzes in Betracht.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 21.11.2018, VI R 10/17
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Arbeit,  
Ausbildung 
& Soziales

Ehemaliger Sanitätsoffizier muss nach Kriegsdienstverweigerung 

Ausbildungskosten von rund 57.000 Euro an Bundeswehr zurück-

zahlen 

 

Die Bundesrepublik Deutschland hat einen ehemaligen Zeitsoldaten, 

der während seiner Dienstzeit ein Medizinstudium absolviert hat und 

infolge Kriegsdienstverweigerung vorzeitig aus der Bundeswehr ent-

lassen worden ist, zu Recht dazu verpflichtet, das ihm gewährte Aus-

bildungsgeld sowie Kosten der Fachausbildung in Höhe von insgesamt 

etwa 57.000 Euro zu erstatten. Das hat das Verwaltungsgericht (VG) 

Düsseldorf entschieden und die Klage des ehemaligen Soldaten im  

Wesentlichen abgewiesen. Es hat ihr nur insoweit stattgegeben, als 

dem Kläger eine Stundung oder Ratenzahlung verweigert worden war. 

Die Bundeswehr sei im Fall eines anerkannten Kriegsdienstverweige-

rers berechtigt, durch Rückforderungsbescheid den Vorteil abzuschöp-

fen, den der Kläger dadurch erlangt habe, dass er während seines 

Studiums nicht selbst für seinen Lebensunterhalt habe aufkommen 

müssen, so das VG. Die Bundesrepublik hatte ihm nämlich für die Dauer 

seiner Beurlaubung zum Studium an der Heinrich-Heine-Universität 

Düsseldorf ein so genanntes Ausbildungsgeld gewährt. 

Es sei rechtlich nicht zu beanstanden, dass die Beklagte zur Ermittlung 

der vom Kläger ersparten Aufwendungen für Lebensunterhalt, Studi-

engebühren und Lernmittel typisierend und pauschalierend auf die  

Sozialerhebungen des Deutschen Studentenwerks zum durchschnittli-

chen Bedarf studentischer Lebenshaltung zurückgegriffen habe. Indem 

die Bundeswehrverwaltung darauf verzichtet habe, das Ausbildungs-

geld in voller Höhe zurückzufordern, und den Erstattungsbetrag auf die 

ersparten Aufwendungen begrenzt habe, habe sie zugleich berücksich-

tigt, dass die Erstattung den Betroffenen nicht von der Kriegsdienstver-

weigerung abschrecken dürfe, was eine besondere Härte darstellen 

würde. 

Die Beklagte habe vom Kläger darüber hinaus auch zu Recht die Kosten 

der von ihm bei der Bundeswehr absolvierten Fachausbildungen,  

insbesondere der klinischen Weiterbildung zum Facharzt für Anästhesie, 

zurückgefordert, soweit er diese bis zu seinem vorzeitigen Ausscheiden 

aus der Bundeswehr noch nicht "abgedient" habe. 

Ermessensfehlerhaft und daher rechtswidrig ist der Rückforderungsbe-

scheid laut VG lediglich insoweit, als die Bundeswehrverwaltung eine 

Stundung oder Ratenzahlung des Erstattungsbetrages mit unzureichen-

der Begründung abgelehnt hat. 

Gegen das Urteil ist Antrag auf Zulassung der Berufung beim Oberver-

waltungsgericht Nordrhein-Westfalen möglich. 

 

Verwaltungsgericht Düsseldorf, PM vom 14.01.2020 zu 10 K 15016/16 

 

Nur weibliche Sportlehrerin gesucht: Entschädigungsanspruch 

wegen Benachteiligung wegen des Geschlechts gegeben 

 

Eine unmittelbare Benachteiligung wegen des Geschlechts kann nach 

§ 8 Absatz 1 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) in unions-

rechtskonformer Auslegung nur zulässig sein, wenn es um den Zugang 

zur Beschäftigung einschließlich der zu diesem Zweck erfolgenden  

Berufsbildung geht und ein geschlechtsbezogenes Merkmal aufgrund 

der Art einer bestimmten beruflichen Tätigkeit oder der Bedingungen 

ihrer Ausübung eine wesentliche und entscheidende berufliche Anfor-

derung darstellt, sofern es sich um einen rechtmäßigen Zweck und eine 

angemessene Anforderung handelt. Dies hat das Bundesarbeitsgericht 

(BAG) entschieden und den Entschädigungsanspruch eines Mannes, der 

sich auf eine Stelle als "Fachlehrerin Sport (w)" beworben hatte und 

abgewiesen worden war, dem Grunde nach bejaht. 

Der Kläger hatte sich im Juni 2017 ohne Erfolg bei dem Beklagten, einer 

genehmigten Privatschule in Bayern, auf die für eine "Fachlehrerin 

Sport (w)" ausgeschriebene Stelle beworben. Mit seiner Klage verlangt 

er vom Beklagten eine Entschädigung nach § 15 Absatz 2 AGG mit der 

Begründung, der Beklagte habe ihn entgegen den Vorgaben des AGG 

wegen seines Geschlechts benachteiligt. 

Der Beklagte meint, die Nichtberücksichtigung des Klägers im Stellen-

besetzungsverfahren sei nach § 8 Absatz 1 AGG zulässig gewesen. Das 

Schamgefühl von Schülerinnen könnte beeinträchtigt werden, wenn es 

bei Hilfestellungen im nach Geschlechtern getrennt durchgeführten 

Sportunterricht zu Berührungen der Schülerinnen durch männliche 

Sportlehrkräfte komme beziehungsweise diese die Umkleideräume  

betreten müssten, um dort für Ordnung zu sorgen. 

Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Die Revision des Klägers 

hatte vor dem BAG Erfolg. Der Kläger habe dem Grunde nach einen  

Anspruch auf Zahlung einer Entschädigung nach § 15 Absatz 2 AGG,  
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so das BAG. Entgegen der Annahme des Landesarbeitsgerichts (LAG) 

habe der Beklagte nicht den Vorgaben des AGG und des Unionsrechts 

entsprechend dargetan, dass für die streitgegenständliche Stelle ein 

geschlechtsbezogenes Merkmal eine wesentliche und entscheidende 

sowie angemessene berufliche Anforderung im Sinne des § 8 Absatz 1 

AGG ist. 

Über die Höhe der Entschädigung konnte das BAG aufgrund der bislang 

vom LAG getroffenen Feststellungen nicht selbst entscheiden. Dies 

führte laut BAG zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zu-

rückverweisung der Sache an das LAG zur neuen Verhandlung und Ent-

scheidung. 

 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 19.12.2019, 8 AZR 2/19 

 

Unentschuldigte Fehlzeiten: Berufsschüler muss Schule verlassen 

 

Die Entscheidung des Schulleiters einer Berufsbildenden Schule, das 

Schulverhältnis mit einem Schüler, der mindestens zehn Tage unent-

schuldigt gefehlt hat, zu beenden, ist nicht zu beanstanden. Dies hat 

das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz entschieden. 

Der 1999 geborene Kläger besuchte seit dem Schuljahr 2018/2019 eine 

Berufsbildende Schule der höheren Berufsfachschule Handel und  

E-Commerce. Mit Schreiben vom 08.11.2018 wurde er zum ersten Mal 

wegen seiner Fehlzeiten mit dem Hinweis ermahnt, er habe seit Beginn 

des Schuljahres bereits an 18 Tagen gefehlt, davon an vier Tagen un-

entschuldigt. Ab sofort sei er verpflichtet, für jegliche Schulversäum-

nisse spätestens am dritten Werktag eine ärztlich Arbeitsunfähig- 

keitsbescheinigung vorzulegen, andernfalls würden die Zeiten als un-

entschuldigt gelten und das Schulverhältnis könne beendet werden. 

Nach einer abermaligen Mahnung wegen erneuter Fehlzeiten beendete 

der Schulleiter mit Bescheid vom 04.06.2019 das Schulverhältnis des 

Klägers. Hiergegen erhob der Kläger Widerspruch, den die Aufsichts-

und Dienstleistungsdirektion Rheinland-Pfalz zurückwies. 

Auch die nunmehr erhobene Klage hatte keinen Erfolg. Der Ausschu-

lungsbescheid, so die Koblenzer Richter, sei rechtmäßig. Nach den  

gesetzlichen Vorschriften könne das Schulverhältnis eines nicht schul-

besuchspflichtigen Schülers, der einen Vollzeitbildungsgang besuche, 

durch schriftlichen Bescheid des Schulleiters beendet werden, wenn 

der Schüler an mindestens zehn Unterrichtstagen im Schuljahr den  

gesamten Unterricht oder einzelne Unterrichtsstunden, jedoch mindes-

tens 20 Unterrichtsstunden, ohne ausreichende Entschuldigung ver-

säumt habe. Diese Voraussetzungen lägen angesichts der Fehlzeiten 

des Klägers vor. 

Überdies sei der Kläger auch entsprechend den gesetzlichen Vorschrif-

ten gemahnt und ihm sei die Beendigung des Schulverhältnisses  

angedroht worden. Schließlich verstoße die Beendigung des Schulver-

hältnisses nicht gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Zum 

einen sei es zum maßgeblichen Zeitpunkt des Erlasses des Wider-

spruchsbescheides nicht offensichtlich gewesen, dass der Kläger seinen 

Abschluss in Kürze erreichen werde. Die Abschlussprüfung sei für Mai 

2020 vorgesehen und habe nicht unmittelbar bevorgestanden. Zudem 

sei es zu diesem Zeitpunkt offen gewesen, ob der Kläger überhaupt zur 

Prüfung habe zugelassen werden können. Nach dem glaubhaften Vor-

bringen des Schulleiters sei es für den Kläger nur sehr schwer realisier-

bar gewesen, vor der Zulassung zur Abschlussprüfung entweder das 

erforderliche Praktikum durchzuführen oder stattdessen eine Hausarbeit 

zu erstellen. Nach alledem habe es der Schule nicht zugemutet werden 

können, das Fehlverhalten des Klägers weiter zu dulden. 

Gegen diese Entscheidung können die Beteiligten die Zulassung der Be-

rufung durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz beantragen. 

 

Verwaltungsgericht Koblenz, Urteil vom 19.12.2019, 4 K 989/19.KO
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Doppeltes Arbeitslosengeld für Grenzgänger ist 
möglich 

Die Bundesagentur für Arbeit darf im EU-Ausland bezogenes Arbeits-

losengeld nur auf deutsches Arbeitslosengeld anrechnen, wenn beide 

Ansprüche auf derselben Pflichtversicherungszeit beruhen. Dies hat 

das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein-Westfalen im Fall eines so 

genannten echten Grenzgängers entschieden 

 

 

 

 

 

Anspruch auf Abfindung nach § 10 KSchG eine Masseverbindlichk

die nach § 53 Insolvenzordnung vorweg zu berichtigen, also 

schuldet in voller Höhe zu erfüllen ist. Das gilt laut BAG auch 

wenn die der Auflösung zugrunde liegende Kündigung noch 

teren Insolvenzschuldner, also dem Arbeitgeber, erklärt wor

om 17Mit Schreiben v 7..12.2014 kündigte die spätere Insolvenzschuldne

rin das Arbeitsverhältnis des Klägers zum 15.01.2015. Währ

instanzlichen Kündigungsschutzverfahrens kündigte sie in einem an den

Klägeranwalt vom Arbeitsgericht formlos übersandten Anwaltsschrift-

satz vom 26.01.2015 den Hilfsantrag an, das Arbeitsverhältnis gegen

Zahlung einer Abfindung aufzulösen. Nach Eröffnung des Insolvenzver-

fahrens am 01.04.2015 hat der Kläger das unterbrochene Verfahren ge-

gen den zum Insolvenzverwalter bestellten Beklagten aufgenommen.

In der mündlichen Verhandlung vor dem Arbeitsgericht am 09.06.2016

hat der Beklagte auch den Auflösungsantrag „vom 26.01.2015“ ge-

stellt. Das ArbG hat der Kündigungsschutzklage stattgegeben und das

Arbeitsverhältnis gegen Zahlung einer Abfindung in Höhe von 1.558,75

Euro aufgelöst, die „zur Insolvenztabelle festgestellt wird“.

Das Landesarbeitsgericht hat die auf die insolvenzrechtliche Einord-

nung des Abfindungsanspruchs beschränkte Berufung des Klägers 

zurückgewiesen. Mit seiner Revision begehrt der Kläger weiterhin die 

Zahlung des Abfindungsanspruchs als Masseverbindlichkeit. Die An-

tragstellung des Beklagten in der mündlichen Verhandlung stelle die 

maßgebliche Handlung dar, auf der die Auflösung des Arbeitsverhält-

nisses und damit der Abfindungsanspruch beruhten. Demgegenüber 

hat der Beklagte den Standpunkt vertreten, sowohl die Kündigungs-

erklärung als auch die erstmalige Einführung des Auflösungsantrags in 

den Prozess als maßgebliche Handlungen seien durch die Insolvenz-

schuldnerin erfolgt.

Die Revision des Klägers hatte vor dem BAG Erfolg. Mangels Zustel-

lung habe nicht schon der Schriftsatz der späteren Insolvenzschuld-

nerin vom 26.01.2015, in dem der Auflösungsantrag angekündigt war, 

zu dessen Rechtshängigkeit geführt. Diesbezüglich sei auch keine Hei-

lung eingetreten. Den Auflösungsantrag als die für die insolvenzrecht-

liche Einordnung maßgebliche Handlung habe erstmals der beklagte 

genannten echten Grenzgängers entschieden.

Der Kläger geht seit Jahren Beschäftigungen in den Niederlanden nach, 

kehrt aber täglich an seinen deutschen Wohnort zurück. Zuletzt bezog 

er von April 2014 bis Mai 2015 niederländisches Arbeitslosengeld. Zwi-

schen Juni 2015 und November 2016 war er erneut in den Niederlan-

den versicherungspflichtig beschäftigt. Seinen anschließenden Antrag 

auf Arbeitslosengeld lehnte die Beklagte ab. Zwar erfülle der Kläger die 

erforderliche Anwartschaftszeit, allerdings müsse von der Anspruchs-

dauer die Dauer des niederländischen Arbeitslosengeldbezuges abge-

zogen werden, sodass sich kein Anspruch ergebe. 

Dem hat nun auch das LSG widersprochen. Entscheide sich ein echter 

Grenzgänger zu einem Antrag in Deutschland, sei anhand des Sozial-

gesetzbuchs III zu prüfen, ob er innerhalb der Rahmenfrist die Anwart-

schaftszeit erfüllt habe. Die Rahmenfrist finde stets ihre Grenze in dem 

Ende einer früheren Rahmenfrist. Dabei könne es keinen Unterschied 

machen, ob sich diese nach deutschem oder niederländischem Recht 

gerichtet habe. 

Entgegen der Auffassung der Beklagten seien die Beschäftigungszei-

ten, die zur Begründung des Anspruches auf niederländisches Arbeits-

losengeld geführt hätten, daher nicht erneut zu berücksichtigen gewe-

sen. Abzustellen sei für den Anspruch nach deutschem Recht lediglich 

auf die nach dem Bezug in den Niederlanden zurückgelegten Beschäf-

tigungszeiten.

Dies verletze auch nicht das Verbot des Zusammentreffens eines An-

spruchs auf mehrere Leistungen gleicher Art aus derselben Pflichtver-

sicherungszeit in Artikel 10 der EG-Verordnung zur Koordinierung der 

Systeme der sozialen Sicherheit (EGV 883/2004), weil das gewährte 

und das begehrte Arbeitslosengeld zwar Leistungen gleicher Art seien, 

 

 

 

 

 

 

Insolvenzverwalter in der mündlichen Verhandlung des ArbG vom 

09.06.2016 rechtshängig gemacht (§ 261 Absatz 2 1. Alt. ZPO).

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 14.03.2019, 6 AZR 4/18

allerdings nicht auf derselben Pflichtversicherungszeit beruhten. 

Das LSG hat die Revision zugelassen.

LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 14.03.2019, L 9 AL 144/18
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Mobilheim kann "Gebäude" auf fremden Grund und Boden sein 

 

Ein auf einer Mietparzelle auf einem Campingplatz stehendes Mobil-

heim kann bei einer festen Verankerung auf dem Grundstück und einer 

beabsichtigten Dauernutzung zu Ferienzwecken steuerlich als Gebäude 

zu qualifizieren sein (§ 1 Absatz 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 2 

Nr. 2 Grunderwerbsteuergesetz – GrEStG). Dies gilt nach einem Urteil 

des Finanzgerichts (FG) Schleswig-Holstein auch dann, wenn das Mo-

bilheim nach wie vor auf einem Fahrgestell ohne Straßenzulassung 

steht, die Nutzungsfunktion des Fahrgestells wegen der Verankerung 

des Mobilheim auf dem Grundstück jedoch faktisch aufgehoben ist. 

Der steuerliche Gebäudegriff sei gesetzlich nicht definiert. Einigkeit  

bestehe jedoch darüber, dass er nicht mit dem zivilrechtlichen Gebäu-

debegriff gleichzusetzen sei. Demgemäß müsse ein Gebäude nicht 

zwangsläufig wesentlicher Bestandteil eines Grundstücks im Sinne des 

§ 94 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) sein. Auch Scheinbestandteile im 

Sinne des § 95 BGB, wie zum Beispiel ein nur für eine vorübergehende 

Zeit auf einem Pachtgrundstück aufgestelltes Ferienhaus, könnten als 

Gebäude im steuerlichen Sinne zu qualifizieren sein (vgl. zum Beispiel 

BFH, Beschluss vom 09.09.2010, II B 53/10). Unabdingbare Vorausset-

zung sei jedoch eine "feste Verbindung" mit dem Grundstück, die sich 

im Einzelfall aber auch bereits aus der Eigenschwere des Objekts erge-

ben könne. 

Im Streitfall stellte die Klägerseite die feste Verbindung unter Hinweis 

auf das Fahrgestell des Mobilheims in Abrede und verwies ergänzend 

auf die "vergleichbare Situation" bei zur Dauernutzung aufgestellten 

Wohnwagen. 

Das FG bejahte eine feste Verbindung sowohl aufgrund der Eigen-

schwere des Mobilheims als auch aufgrund der Art und Weise seiner 

Verankerung mit dem Boden. Ein Standortwechsel sei zu keiner Zeit 

erfolgt und von den Klägern auch nicht geplant gewesen. Die bisher 

zu Mobilheimen ergangenen Entscheidungen hätten Ferienhäuser 

ohne Fahrgestell betroffen, sodass sie nicht ohne weiteres mit dem 

Streitfall vergleichbar seien. 

Die gegenläufige Einschätzung der Finanzverwaltung, wonach  

Mobilheime unabhängig von ihrer baulichen Gestaltung und der  

konkreten Aufstellsituation stets als Gebäude zu qualifizieren sind 

(zum Beispiel Bayerisches Landesamt für Steuern, 15.11.2013, S 3230, 

FMNR661130013, Seite 8) erscheint dem FG zu weitgehend. Eine sche-

matische, allein aus dem Begriff des Mobilheims abgeleitete Betrach-

tung sei nicht zielführend. 

 

Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 12.08.2019, 3 K 55/18, 

rechtskräftig 

 

Instandsetzung einer Wohnung nach Brand: Mieter können Mehr-

kosten anderweitiger Unterbringung nicht von Vermieter ersetzt 

verlangen 

 

Ein Ehepaar bleibt nach einem Brand in der von ihnen angemieteten 

Wohnung auf den (Mehr-)Kosten sitzen, die ihm für eine anderweitige 

Unterbringung während der 18-monatigen Instandsetzungsarbeiten 

entstanden sind. Das Amtsgericht (AG) München hat die gegen den 

ehemaligen Vermieter gerichtete Klage auf Zahlung von rund 19.000 

Euro abgewiesen. 

Die Kläger hatten ab 01.02.2013 eine Sechs-Zimmerwohnung in einem 

Mietshaus in München gemietet, die sie zuletzt mit ihren zwei Klein-

kindern bewohnten. Ende Dezember 2015 kam es wohl aufgrund einer 

aus einem übervollen Aschenbecher heruntergefallenen Zigarette in 

einer höhergelegenen Wohnung zu einem Feuer, bei dessen Bekämp-

fung mit Löschwasser auch die Wohnung der Kläger unbewohnbar und 

nahezu der gesamte Hausrat zerstört wurde. Die Mietzahlungen wurden 

vorläufig ausgesetzt, die hinterlegte Mietkaution von 6.900 Euro an die 

Kläger ausbezahlt. Die Kläger zogen für die ersten sechs Tage in ein ge-

hobenes Hotel, dann für acht Tage angesichts der in Schleswig-Holstein 

lebenden Familie in ein Hotel an der Ostsee und für gut zwei Monate 

in ein möbliertes Loft-Appartement in München. Mitte Januar mieteten 

sie ab 15.03.2016 auf unbefristete Zeit eine Vier-Zimmer-Wohnung in 

München zu einer um 600 Euro höheren Kaltmiete. Ende April 2017  

ließen die Beklagten mitteilen, dass ein Wiederbezug der Mietwohnung 

ab 01.08.2017 möglich sei. Die Kläger kündigten nun allerdings das 

Mietverhältnis außerordentlich am 06.06.2017, was die Beklagten ak-

zeptierten. 

Die Kläger tragen weiter vor, seit Ende Dezember 2015 für sich und ihre 
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Kinder 61.084,25 Euro für anderweitige Unterbringung gezahlt zu 

haben, von denen 42.063,43 Euro ersparte Mietzahlungen abzuziehen 

seien. Ihre Aufwendungen während der Wohnungsrenovierung seien 

angemessen und ihren Lebensumständen entsprechend gewesen. In-

soweit stehe ihnen Aufwendungsersatz nach § 555a Absatz 3 S. 1 Bür-

gerliches Gesetzbuch (BGB) zu. Nach dieser Vorschrift habe der 

Vermieter dem Mieter die diesem während einer Instandhaltungs- be-

ziehungsweise -setzungungsmaßnahme entstandenen Aufwendungen 

in angemessenem Umfang zu ersetzen. Die Beklagten meinen, dass 

die von den Klägern geltend gemachten Aufwendungen nicht aufgrund 

der Instandsetzungsarbeiten entstanden seien, sondern aufgrund des 

vorherigen Brandes beziehungsweise dessen Löschung. Die geltend ge-

machten Hotelkosten seien auch zu hoch. 

Das AG München gab den Beklagten Recht. Den Klägern stehe kein An-

spruch auf Erstattung der geltend gemachten Unterkunftsaufwendun-

gen zu. Denn die Beklagten hätten zutreffend vorgetragen, dass die 

von den Klägern getätigten Aufwendungen adäquat kausal auf den 

Wohnungsbrand zurückzuführen seien und nicht auf zeitlich danach vor-

genommenen Erhaltungsmaßnahmen im Sinne des § 555 a Absatz 1 

BGB. Ohne den Wohnungsbrand wären keine Erhaltungsmaßnahmen 

vorgenommen worden. Es fehle daher letztlich am Tatbestandsmerkmal 

"die der Mieter infolge einer Erhaltungsmaßnahme machen muss...". 

Weitere Anspruchsgrundlagen gegen die Beklagten seien nicht ersicht-

lich. Zutreffend hätten die Beklagten vorgetragen, dass sie bei einem 

nach Vertragsschluss auftretenden Mangel gemäß § 536 a Absatz 1 BGB 

nur haften, wenn entweder der Mangel wegen eines Umstandes, den 

die Beklagten zu vertreten haben, entstanden ist, oder wenn sie mit 

der Beseitigung des Mangels in Verzug sind. Ein diesbezügliches Han-

deln der Beklagten sei von den Klägern nicht vorgetragen und auch 

sonst nicht ersichtlich. 

Auf die Frage der Angemessenheit der Aufwendungen kam es laut AG 

München von daher nicht mehr an. Das Urteil ist nach Zurücknahme 

der Berufung rechtskräftig. 

 

Amtsgericht München, Urteil vom 11.06.2019, 414 C 22911/18, rechts-

kräftig 

 

Eigentumswohnung: In einem "Laden mit Lager" dürfen auch  

Familien wuseln 

 

Auch wenn ein Bereich im Erdgeschoss eines Hauses in der Teilungser-

klärung als "Laden mit Lager" bezeichnet ist, darf dort ein Eltern-Kind-

Zentrum betrieben werden. 

Nachbarn, die in einer Eigentumswohnung direkt darüber wohnen und 

sich von dem Kinderlärm und dem Betrieb an sich (auch am Wochen-

ende) gestört fühlten, können nicht durchsetzen, dass der Betreiber das 

Zentrum schließt. Nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz sind  

Geräusche durch Kitas, Spielplätze oder vergleichbare Einrichtungen 

normalerweise keine "schädlichen Umwelteinwirkung". Nur, wenn die 

Teilungserklärung den Betrieb einer solchen Einrichtung ausgeschlossen 

hätte, wäre die nicht zuzulassen. 

 

BGH, V ZR 203/18 vom 13.12.2019 

 

Mietrecht: Der Ausgleich der Mietschulden rettet die Wohnung 

nicht immer 

 

Allgemein gilt, dass ein Mieter, der mindestens zwei Monatsmieten in 

Rückstand ist und deswegen vom Vermieter die fristlose Kündigung des 

Mietvertrages erhält (was rechtlich zulässig ist), durch Ausgleich der 

Mietschulden den drohenden Verlust der Wohnung abwenden kann. 

Aber: Der Bundesgerichtshof hat bereits 2005 entschieden, dass damit 

"nach Abwägung aller Umstände" zwar die fristlose, nicht aber eine 

hilfsweise ausgesprochene ordentliche Kündigung auch vom Tisch sein 

muss. 

In einem aktuellen Fall ist das wieder in Erinnerung geraten. Das Land-

gericht Berlin segnete die ordentliche Kündigung ab, obwohl die Mie-

terin die Mietrückstände begleichen konnte. Damit sei die "erhebliche 

schuldhafte Pflichtverletzung" der Mieterin nicht vergessen. Hatte sie 

auch in den Jahren zuvor immer wieder mal Rückstände und hielt sie 

sich nicht an mit dem Vermieter vereinbarten Ratenzahlungen, so lässt 

das keine positive Zukunftsprognose zu. 

 

LG Berlin, 65 S 223/18 vom 27.03.2019

 

ohnenW

ermietete WVermieter darf v Woohnung zu 
Rauchmelder-Einbau betreten

Der Vermieter darf die Wohnung zum Einbau von Rauchmeldern be-

treten. Das Amtsgericht (AG) München verurteilte die Mieter eines 

Reihenhauses, in diesem die Montage von Rauchmeldern durch den 

klagenden Vermieter nach mindestens einwöchiger Vorankündigung 

in der Zeit von montags bis freitags zwischen 8.00 Uhr und 17.00 Uhr 

in allen als Schlaf-, Wohn- oder Kinderzimmer genutzten Räumen so-

wie den dorthin führenden Fluren zu dulden.

Die Beklagten, Mutter und Sohn, sind seit 1997 Mieter des streitge-

genständlichen Hauses. Der Kläger forderte die Beklagten als Ver-

mieter wiederholt zur Duldung des Einbaus von Rauchwarnmeldern 

in dem Haus auf. Er meint, ihm sei persönlich Zutritt für den Einbau 

der Rauchwarnmelder zu gewähren. Die Beklagten hingegen sind der 

Ansicht, die Montage von Rauchmeldern müsse der Kläger auf eige-

ne Kosten durch einen Fachbetrieb vornehmen lassen. Aufgrund eines 

anhaltenden Konflikts zwischen den Mietparteien sei es ihnen nicht 

zumutbar, dass der Kläger die Wohnung betritt. Insbesondere sei zu 

berücksichtigen, dass das Betreten des Hauses durch den Kläger Le-

bensgefahr für die Beklagten bedeuten könne, da der Kläger auf den 

Anrufbeantworter der Beklagten im Jahr 2005 folgende „Morddro-

hung“ hinterlassen habe: „Eines verspreche ich Ihnen beim Leben Ihrer 

Großmutter, dass die Abrechnung zum Schluss gemacht wird“.

Das AG München gab dem Kläger Recht. Durch das Anbringen von 

Rauchmeldern werde die Sicherheit der Mietsache und der Mieter er-

höht. Unter diesem Gesichtspunkt bestehe ein berechtigtes Interesse 

des Klägers daran, das Haus der Beklagten mit Rauchwarnmeldern 

auszustatten. Im Übrigen sei der Vermieter sogar gesetzlich verpflich-

tet, die verfahrensgegenständliche Wohnung mit Rauchmeldern aus-

zustatten. Der Einbau dürfe grundsätzlich auch durch den Vermieter 

persönlich erfolgen. Der Mieter sei zur Duldung von Maßnahmen 

nicht nur durch vom Vermieter beauftragte Handwerker, sondern auch 

durch den Vermieter persönlich verpflichtet. Einen Anspruch auf einen 

Einbau durch einen Fachbetrieb auf Kosten des Vermieters habe der 

Der Duldungspflicht der Mieter stehe keine „Morddrohung“ durch den 

Kläger entgegen. Ein konkret in Aussicht gestelltes Verbrechen sei bei 

vernünftiger Betrachtung nicht einmal ansatzweise ersichtlich. Auf 

den subjektiven Eindruck der Beklagten komme es nicht maßgeblich 

an. Hinzu komme, dass die angebliche Äußerung dadurch, dass sie be-

reits lange zurückliegt, an Präsenz und Bedeutung verloren habe und 

das Verhältnis zwischen den Parteien nicht mehr nachhaltig zu prägen 

geeignet sei. Hinzu komme, dass etwaige – nicht bewiesene – Gesund-

heitsbeeinträchtigungen auch von Beklagtenseite dadurch vermieden 

werden könnten, dass die Beklagte einem persönlichen Aufeinander-

treffen mit dem Kläger schlicht aus dem Weg geht. Dies sei bei einer so 

kurzen Dauer der Anwesenheit des Klägers selbstverständlich zumut-

bar, meint das Gericht.

Amtsgericht München, Urteil vom 30.08.2018, 432 C 6439/18, 

rechtskräftig

Wohnungseigentümergemeinschaft: Beobachtung 
von Gemeinschaftsflächen durch Wildcam unzulässig

Die bloße Möglichkeit, von Überwachungskameras des Nachbarn 

erfasst zu werden, kann im konkreten Einzelfall unzumutbar sein. 

Dies hat das Amtsgericht (AG) München entschieden. Es hat den Ei-

gentümer einer Wohnung dazu verurteilt, es zu unterlassen, die Ge-

meinschaftsflächen seiner mit technischen Geräten (Video Kameras, 

TDash-Cams oder sonstige Geräte, die zur Aufnahme von Bild und Toon 

geeignet sind) zu überwachen.

Im zugrunde liegenden Fall sind Kläger und Beklagter Eigentümer 

je einer Wohnung einer Wohnungseigentümergemeinschaft. Am 

10.07.2018 hatte der Beklagte am Balkon der ihm gehörenden Woh-

nung in zehn Metern Höhe eine Überwachungskamera installiert, die 

auf die Gemeinschaftsflächen des Gemeinschaftsgartens gerichtet 

war. Er hat die Kamera auf Verlangen der Miteigentümer wieder ent-

fernt, eine entsprechende Unterlassungserklärung aber nicht unter-

schrieben.

Der Beklagte gab an, die Entfernung zum Gemeinschaftsgarten und zu 

Bauen und 

 

Mieter nicht. Die Beauftragung eines Fachbetriebs sei für den Einbau 

von Rauchwarnmeldern nicht notwendig. Der Vermieter könne ihn 

vielmehr aus Wirtschaftlichkeitsgründen selbst vornehmen. 

den Bäumen betrage circa 15 Meter und die Kamera könne nur in etwa 

drei Meter Entfernung auslösen, wenn sich dort etwas bewege. In dem 

Anwesen sei bereits zwei Mal im Erdgeschoss eingebrochen worden 
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und seinem Sohn seien aus dessen nahegelegener Tiefga

zwei Fahrräder geklaut worden.

Der Kläger fühlt sich durch diese Kameras beeinträchtig

te nicht aufgenommen werden, wenn er sich auf Geme

gentum aufhält. Das AG München gab ihm Recht. Gem

1 Wohnungseigentumsgesetz (WEG) sei jeder Wohnung

verpflichtet, vom gemeinschaftlichen Eigentum nur in so
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arage heraus 
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n die Rechte 
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dere vor dem 

e Mieter und 

a tatsächlich 
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müssen, liege 

Eigentümer-

er Beklagten 

sprechenden 

eresse beste-

erechtigt sei, 

Thaft Teeile des

r die Absicht 

weiterer Überwachungsmaßnahmen in einer E-Mail vom 01.09.2018 

konkret angekündigt, in der er wörtlich schreibe: „… Und wer weiß, 

vielleicht lege ich mir doch noch eine SpyCam zu“. 

Amtsgericht München, Urteil vom 28.02.2019, 484 C 18186/18 WEG, 

rechtskräftig

Mietrecht: Ein Vermieter muss einen Türspion dulden

Das Amtsgericht Meißen hat entschieden, dass ein Mieter berechtigt 

ist, einen Türspion in die Eingangstür seiner Wohnung einbauen zu 

lassen, ohne dafür eine Genehmigung seines Vermieters einholen zu 

müssen. Denn der Einbau eines Türspions gehöre zum vertragsgemä-

ßen Gebrauch einer Wohnung und greife nur geringfügig in die Bau-

substanz ein. Der Vermieter kann nicht erfolgreich verlangen, dass der 

Mieter den Spion „sofort und fachgerecht“ entfernt. 

Allerdings muss er den Spion nur bis zum Ende des Mietverhältnisses 

dulden. Dann muss der Mieter den ursprünglichen Zustand der Ein-

gangstür wiederherstelle – und notfalls auch das Türblatt auswechseln. 

AmG Meißen, 112 C 353/17 vom 04.12.2017

Gebrauch zu machen, dass dadurch keinem der anderen

eigentümer über das bei einem geordneten Zusamme

vermeidliche Maß hinaus ein Nachteil erwächst. Entsp

obergerichtlichen Rechtsprechung könne die Installation 

kamera zwar durchaus vom Gebrauchsrecht des Eigent

Sondereigentümers umfasst sein. Dies gelte jedoch nur da

Kamera ausschließlich auf Bereiche ausgerichtet ist und 

fasst, die dem Sondereigentum des jeweiligen Eigentümer

In der Installation der Wildcam lag laut AG eine Beeinträc

das Maß des Zulässigen überschreitet. Unstreitig sei, da

cam in Richtung Gemeinschaftsgarten positioniert war

auch nicht darauf an, ob die Wildcam lediglich in eine

drei Metern filmen kann oder darüber hinaus gehend. Die

chung sehe es regelmäßig sogar als ausreichend an, das

Vorhandensein einer derartigen Kamera bereits dadurch i

der Betroffenen eingegriffen werde, dass hierdurch ein 

Überwachungsdruck aufgebaut werde. Dem sei insbesond

Hintergrund zuzustimmen, dass für die Miteigentümer, die

Besucher nicht ersichtlich sei, ob und wann die Kamera

aufnimmt und aufzeichnet. Sofern die Betroffenen eine Ü

durch derartige Kameras objektiv ernsthaft befürchten m

bereits ein Eingriff in das Persönlichkeitsrecht vor.

Es fehle auch an der notwendigen Beschlussfassung der 

gemeinschaft. 

Das Gericht verkenne hierbei nicht, dass das Interesse de

grundsätzlich nachvollziehbar ist und aufgrund der ents

Darlegungen auch durchaus ein erhöhtes Sicherheitsinte

hen mag. Dies führe aber nicht dazu, dass die Beklagte be

ohne jedwede Kontrollmöglichkeit durch die Gemeinsch

Gemeinschaftseigentums zu überwachen. Zudem habe e
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Ehe, Familie 
& Erben

Italienisches Rechtsinstitut der Erbschaftsannahme führt nicht zu 

Entstehung der Erbschaftsteuer nach deutschem Recht erst mit 

der Annahme 

 

Eine nach italienischem Recht notwendige Annahme einer Erbschaft 

stellt keine aufschiebende Bedingung für die nach deutschem Recht 

entstehende Steuer für auf den Erwerb von Todes wegen zum Zeitpunkt 

des Todes des Erblassers dar. Dies hat das Hessische Finanzgericht ent-

schieden. 

Geklagt hatte eine Erbin, die nicht die deutsche Staatsangehörigkeit 

besitzt. Nachdem ihr Vater im Ausland verstorben war, wurde sie durch 

Annahme der Erbschaft Miterbin. Zum Todeszeitpunkt hatte sie einen 

deutschen Wohnsitz. Als sie – einige Monate später – die Annahme der 

Erbschaft erklärte, hatte sie ihren inländischen Wohnsitz aufgegeben 

und war ins Ausland verzogen. 

Der Nachlass bestand im Wesentlichen aus Immobilien im Ausland 

sowie Guthaben und Wertpapieren bei ausländischen Banken. Die Klä-

gerin teilte dies dem Finanzamt mit, meinte aber, das Erbe unterfalle 

nicht der deutschen Erbschaftsteuer, da das italienische Recht nicht vor-

sehe, dass eine Erbschaft automatisch dem gesetzlichen Erben zufalle, 

sondern eine ausdrückliche Annahme der Erbschaft notwendig sei. 

Das Finanzamt besteuerte die Erbschaft mit dem Argument, dass die 

Klägerin unbeschränkt steuerpflichtig sei, weil sie zum Todestag einen 

Wohnsitz im Inland gehabt habe und damit der inländischen Steuer-

pflicht unterliege. Der Zeitpunkt der Annahme der Erbschaft nach ita-

lienischem Recht spiele daher keine Rolle. 

Das FG Hessen gab der Klage teilweise statt. So müsse die von der Klä-

gerin zu zahlende Erbschaftsteuer nach italienischem Recht auf die fest-

zusetzende Steuer in Deutschland angerechnet werden. Im Übrigen 

aber sei die Festsetzung der Steuer rechtmäßig gewesen. Da die Klä-

gerin zum Zeitpunkt der Steuerentstehung ihren Wohnsitz in Deutsch-

land hatte, gelte das deutsche Erbschaftsteuerrecht. 

Der Erbschaftsteuer unterliege der Erwerb durch Erbanfall als Erwerb 

von Todes wegen. Auch ein nach ausländischem Recht erfolgter ver-

gleichbarer Erwerb von Todes wegen unterliege der deutschen Erb-

schaftsteuer, wenn der Erbe zum Zeitpunkt der Entstehung der Steuer 

Inländer ist. Dies sei der Fall, wenn er einen Wohnsitz oder gewöhnli-

chen Aufenthalt im Inland hat. 

Im vorliegend entschiedenen Fall habe die Klägerin zum Zeitpunkt des 

Todes des Erblassers einen Wohnsitz im Inland gehabt. Es spiele keine 

Rolle, so das FG, dass sie nach dem italienischen Recht erst die Erbschaft 

annehmen musste, um Erbin zu werden. Der Zeitpunkt des Entstehens 

der Steuer werde dadurch nach deutschem Recht nicht hinausgescho-

ben. 

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Die Revision ist beim Bundesfi-

nanzhof unter dem Aktenzeichen II R 39/19 anhängig. 

 

Finanzgericht Hessen, Urteil vom 22.08.2019, 10 K 1539/17, nicht 

rechtskräftig 

 

Erbfallkostenpauschale ist auch ohne Tragung der Beerdigungs-

kosten anzusetzen 

 

Das Finanzgericht (FG) Münster hat entschieden, dass die Erbfallkos-

tenpauschale in Höhe von 10.300 Euro auch einem Nacherben zu ge-

währen ist, der zwar nicht die Kosten der Beerdigung des Erblassers, 

aber andere (geringfügige) mit der Abwicklung des Erbfalls entstan-

dene Aufwendungen getragen hat. 

Die Klägerin ist Nacherbin ihrer am 24.01.2013 verstorbenen Tante. Vor-

erbe war deren Ehemann, der am 19.05.2013 verstarb. Im Rahmen der 

Erbschaftsteuerfestsetzung beantragte die Klägerin die Berücksichti-

gung des Pauschbetrags gemäß § 10 Absatz 5 Nr. 3 Satz 2 Erbschaft-

steuer- und Schenkungsteuergesetz in Höhe von 10.300 Euro (so 

genannte Erbfallkostenpauschale). Sie gab an, die Beerdigungskosten 

ihrer Tante sowie weitere Abwicklungskosten hinsichtlich des Nachlas-

ses getragen zu haben. Hierzu reichte sie eine Rechnung des Amtsge-

richts (AG) über 40 Euro für die Erteilung des Erbscheins und die 

Testamentseröffnung ein. Die Beerdigungskosten wies sie nicht nach. 

Das Finanzamt berücksichtigte die Erbfallkostenpauschale nicht. Allen-

falls könnten die nachgewiesenen 40 Euro berücksichtigt werden. Hie-

raus ergebe sich wegen der Abrundung des steuerpflichtigen Erwerbs 

auf volle 100 Euro keine steuerliche Auswirkung. 

Die Klage hatte Erfolg. Von der Erbfallkostenpauschale seien neben den 

Beerdigungskosten auch die unmittelbar im Zusammenhang mit der 

Abwicklung und Regelung des Erwerbs entstandenen Kosten umfasst, 

so das FG. Voraussetzung sei lediglich, dass dem Erwerber derartige 

Schaufenster Steuern Mandantenzeitung Scharf•Hafner & Partner mbB und Scharf & Baur GmbH

19www.shp-beratergruppe.de

Kosten entstanden sind und er lediglich die Höhe nicht nachgewiesen 

habe. Mit der Rechnung des AG habe die Klägerin allerdings entspre-

chende Kosten nachgewiesen. Dass es sich im Verhältnis zum Pausch-

betrag lediglich um geringe Kosten handele, stehe dem Abzug nicht 

entgegen, denn dies sei von der gesetzlichen Regelung gewollt. 

Der Gewährung des Pauschbetrages stehe auch nicht entgegen, dass 

die Klägerin lediglich Nacherbin sei. Bei der Vor- und Nacherbschaft 

handele es sich um zwei Erwerbsvorgänge, sodass die Erbfallkosten-

pauschale sowohl dem Vorerben als auch den Nacherben gewährt wer-

den könne.  

 

Das FG hat die Revision zugelassen. 

 

Finanzgericht Münster, Urteil vom 24.10.2019, 3 K 3549/17 Erb 

 

Keine Erbschaftsteuerbefreiung für Familienheim bei dreijähriger 

Renovierungsphase 

 

Der Erwerb eines Familienheims ist nicht steuerbefreit, wenn der Erbe 

das Objekt erst nach einer dreijährigen Renovierungsphase bezieht. 

Dies stellt das Finanzgericht (FG) Münster klar. 

Der Kläger ist Alleinerbe seines Vaters, der eine Doppelhaushälfte bis 

zu seinem Tod im Jahr 2013 bewohnt hatte. Die angrenzende Doppel-

haushälfte bewohnte der Kläger bereits mit seiner Familie. Nach dem 

Tod des Vaters verband der Kläger beide Doppelhaushälften und nahm 

in der Hälfte des Vaters umfangreiche Sanierungs- und Renovierungs-

arbeiten, teilweise in Eigenleistung, vor. Seit Abschluss dieser Arbeiten 

im Jahr 2016 nutzt er das gesamte Haus als einheitliche Wohnung. 

Das beklagte Finanzamt versagte die Erbschaftsteuerbefreiung für ein 

Familienheim unter Hinweis auf die dem Kläger anzulastende Verzö-

gerung. Demgegenüber führte der Kläger aus, dass er unmittelbar nach 

dem Tod seines Vaters mit der Renovierung begonnen habe. Die Maß-

nahmen hätten allerdings eine vorherige Trockenlegung des Hauses  

erfordert und sich aufgrund der angespannten Auftragslage der beauf-

tragten Handwerker weiter verzögert. 

Das FG hat die Klage abgewiesen, weil der Kläger die geerbte Doppel-

haushälfte nicht unverzüglich zur Selbstnutzung bestimmt habe. Dies 

erfordere nicht nur die Absicht, das Haus zu eigenen Wohnzwecken zu 

nutzen, sondern auch die Umsetzung dieser Absicht in Form eines tat-

sächlichen Einzugs. Bei Renovierungsmaßnahmen handele es sich  

lediglich um Vorbereitungshandlungen, die bei Überschreitung eines 

angemessenen Zeitraums von sechs Monaten nur dann eine unverzüg-

liche Selbstnutzung darstellten, wenn die Verzögerung nicht dem  

Erwerber anzulasten sei. 

Im Streitfall sei dieser Sechsmonatszeitraum deutlich überschritten wor-

den. Dem Kläger sei anzulasten, dass er keine schnelleren Möglichkei-

ten, das Haus trockenzulegen, erfragt und angewandt habe. Ferner sei 

das Haus nach dem vorgelegten Bildmaterial erst mehr als sechs  

Monate nach dem Tod des Vaters geräumt und entrümpelt worden.  

Der Kläger habe die angespannte Auftragslage der von ihm ins Auge 

gefassten Unternehmer hingenommen. Nach den vorgelegten Rech-

nungen hätten die maßgeblichen Umbauarbeiten erst Anfang 2016 und 

damit über zwei Jahre nach dem Tod des Vaters begonnen. 

 

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

 

Finanzgericht Münster, Urteil vom 24.10.2019, 3 K 3184/17 Erb 

 

und Erben
amilie 

Nießbrauchrecht an land- und forstwirtschaftlichem 
Betrieb ist kkein erbschaftsteuerlich begünstigtes
Vermögen 

Für den Erwerb eines Nießbrauchrechts an einem land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb können die erbschaftsteuerlichen Begünstigun-

gen für Betriebsvermögen (Verschonungsabschlag und Freibetrag) 

nicht in Anspruch genommen werden. Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Münster entschieden.

Die Klägerin war Alleinerbin ihres Ehemannes. Zum Nachlass gehörte 

unter anderem ein Nießbrauchrecht an einem land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieb. Diesen Betrieb hatte der Ehemann der Klägerin 

TJahr vor seinem Tood seinem Sohn übertragen und sich dabei an dem 

Hof und dem dazugehörigen Grundvermögen auf Lebensdauer einen 

unentgeltlichen Nießbrauch vorbehalten. Nach dem Übertragungs-

vertrag sollte nach dem Ableben des Ehemannes das Nießbrauchrecht 

der Klägerin auf deren Lebenszeit zustehen. In der Erbschaftsteuerer-

klärung setzte die Klägerin das Nießbrauchrecht als begünstigtes land- 

und forstwirtschaftliches Vermögen an.

Der Beklagte folgte der Auffassung der Klägerin nicht und unterwarf 

den Erwerb des Nießbrauchrechts an dem land- und forstwirtschaftli-

chen Betrieb und dem Grundvermögen im Erbschaftsteuerbescheid in 

vollem Umfang der Erbschaftsteuer.

Die hiergegen erhobene Klage hat das FG Münster abgewiesen. Auch 

wenn ein Nießbraucher ertragsteuerlich als Mitunternehmer des land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebs anzusehen sei, bedeute dies nicht, 

dass das Nießbrauchrecht auch erbschaftsteuerlich begünstigt sei. Da 

es seit der gesetzlichen Neuregelung der erbschaftsteuerlichen Be-

günstigungsvorschriften zum 01.01.2009 nur noch auf die bewertungs-

rechtliche Definition des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens 

ankomme, sei nach bewertungsrechtlichen und nicht nach ertragsteu-

erlichen Grundsätzen zu bestimmen, ob begünstigungsfähiges land- 

und forstwirtschaftliches Vermögen vorliege. Ein Nießbrauchrecht 

stelle zivilrechtlich ein Nutzungsrecht dar. Nutzungsrechte gehörten 

nach den einschlägigen gesetzlichen Regelungen nicht zum land- und 

Rentenversicherung: Anspruch gegen Bank auf Rück-
Tüberweisung nach Tood des Empfängers überzahlter 

Renten erlischt nicht durch Konto-Auflösung

Der Anspruch eines Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung gegen 

Teine Bank auf Rücküberweisung von nach dem Tood eines Versicherten 

überzahlten Renten erlischt nicht durch die Auflösung des Kontos des 

Rentenempfängers. Dies stellt der Große Senat des Bundessozialge-

richts (BSG) klar.

Ausgangspunkt des Verfahrens war ein Vorlagebeschluss des 5. Senats 

om 17des BSG v 7..8.2017 (B 5 R 26/14 R). Dieser beabsichtigte, von ei-

nem Urteil des 13. Senats vom 24.2.2016 (B 13 R 22/15 R) abzuwei-

chen. Während der 5. Senat die Auffassung vertrat, die Rücküberwei-

sung von zu Unrecht erbrachten Rentenleistungen könne nur erfolgen, 

wenn das Rentenzahlkonto noch vorhanden sei, hatte der 13. Senat 

in seinem Urteil die Ansicht vertreten, die Auflösung des Kontos führe 

nicht zum Untergang des Rücküberweisungsanspruchs.

Der Große Senat hat die Vorlagefrage unter Verweis auf Wortlaut, 

Entstehungsgeschichte sowie Sinn und Zweck der maßgeblichen Re-

gelung (§ 118 Absatz 3 Sozialgesetzbuch VI – SGB VI) im Sinne des 13. 

Senats beantwortet. Die Verpflichtung eines Geldinstituts, Geldleis-

tungen zurückzuzahlen, die auf ein Konto eines Empfängers bei ihm 

überwiesen wurden, setzt danach nicht zwingend den Fortbestand des 

Empfängerkontos beim Geldinstitut voraus. Der Gesetzgeber habe bei 

Schaffung des § 118 Absatz 3 SGB VI Fallgestaltungen, in denen das 

TGeldinstitut Kenntnis vom Tood des Rentenempfängers hat, nicht nur 

dem Risikobereich der Rentenversicherungsträger zuweisen wollen, 

sondern unter anderem auch jenem des kontoführenden Geldinstituts, 

so der Große Senat.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 20.02.2019, GS 1/18

Geerbte landwirtschaftliche Grundstücke: 
Zur Bodengewinnbesteuerung bei Veräußerung

Grundstücke eines vom Rechtsvorgänger übernommenen land- und 

Ehe, F

 

forstwirtschaftlichen Vermögen im bewertungsrechtlichen Sinn.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 29.11.2019, 3 K 3014/16 Erb

forstwirtschaftlichen Betriebs verbleiben bis zur Veräußerung im Be-

triebsvermögen, wenn keine eindeutige und unmissverständliche Be-

triebsaufgabeerklärung abgegeben wird. Dies hat das Finanzgericht 
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(FG) Baden-Württemberg entschieden. Etwaige Zweifel 

triebsaufgabe gingen zulasten des Steuerpflichtigen. Gege

wurde Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt (VI B 31/18)
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in der Regel dem Eigentümer der Grundstücke und der sonstigen Be-

triebsmittel. Dies gelte selbst dann, wenn der Eigentümer den Betrieb 

nicht selbst führe, sondern durch einen Dritten, zum Beispiel einen 

erwalterV r,, bewirtschaften lasse. Der Zurechnung an die Klägerin stehe 

daher nicht entgegen, dass sie zum Zeitpunkt des Erbfalls (1942) noch 

minderjährig gewesen sei, seit 1957 weitgehend in Spanien gelebt 

habe und der Betrieb nicht von der Klägerin selbst, sondern durch ihre 

Mutter geführt worden sei.

Der von der Klägerin übernommene land- und fortwirtschaftliche Be-

trieb sei nicht aufgegeben worden. Sie habe insbesondere im Rahmen 

der Einkommensteuererklärung für 1963 keine eindeutige und un-

missverständliche Betriebsaufgabeerklärung abgegeben. Mit dem Ver-

merk „Ab 1963 keine eigene Landwirtschaft mehr. Nur Verpachtung.“ 

Thabe sie nur die Taatsache mitgeteilt, dass sie ihre landwirtschaftlichen 

Grundstücke ab 1963 nicht mehr selbst bewirtschafte, sondern nur 

noch verpachte. Unter Berücksichtigung des im November 1963 er-

gangenen Urteils des Großen Senats des BFH GrS 1/63 S zum Wahl-

recht bei der Betriebsverpachtung spreche insoweit einiges dafür, dass 

bei dem Ausdruck „keine eigene Landwirtschaft mehr“ die Betonung 

auf dem Adjektiv „eigene“ liege und dem Finanzamt mitgeteilt werden 

sollte, dass ab 1963 Landwirtschaft „in der (anderen) Form der Ver-

pachtung“ erfolge. Hätte die Klägerin unter Mitwirkung ihres Steuer-

beraters zum Ausdruck bringen wollen, dass sie den Betrieb verpachtet 

habe, weil sie ihn aufgeben wolle, dann wäre die Verwendung des Wor-

tes „eigene“ überflüssig und missverständlich gewesen.

Eine Betriebsaufgabeerklärung ergebe sich auch nicht aus den von 

der Klägerin als Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erklärten 

Pachteinnahmen. Zum einen stelle die Erfassung der Pachteinnah-

men bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung nicht außer 

Zweifel, dass der Steuerpflichtige tatsächlich eine außerbetriebliche 

Nutzung des bisherigen Betriebes und damit die endgültige Aufgabe 

wolle. Zum anderen habe die Klägerin – bei genauer Betrachtung der 

Eintragung in dem damaligen Erklärungsformular – Einkünfte aus der 

„Verpachtung eines landwirtschaftlichen Betriebs“ erklärt.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 09.02.2018, 13 K 

3773/16

1963 war bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtscha

„Ab 1963 keine eigene Landwirtschaft mehr. Nur Verpach

Betriebsaufgabegewinn erklärte die Klägerin in der Einko

ererklärung 1963 nicht. Dort war unter „Veräußerungs

Sinn des § 14 Einkommensteuergesetz (EStG) laut beige

rung“ ein Leerzeichen eingetragen und auch keine Anlag

Als „Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung … vo

unbeweglichen Vermögen (zum Beispiel aus Verpachtung

wirtschaftlichen Betriebs) …“ hatte die Klägerin die Pach

erklärt. Nach der Veräußerung der Grundstücke im Jahr 2

das beklagte Finanzamt im Anschluss an eine Außenprüf

fassung, dass die Grundstücke bis zur Veräußerung zu eine

schaftlichen Betriebsvermögen der Klägerin gehört hätten

Veräußerung der so genannten Bodengewinnbesteuerung

Die hiergegen erhobene Klage wies das FG ab. Die veräuße

stücke seien bis zur Veräußerung Bestandteil des Betrieb

des landwirtschaftlichen Betriebs der Klägerin gewesen

Gesamtrechtsnachfolgerin ihres Großvaters übernomme

landwirtschaftliche Betrieb sei nicht im Rahmen der E

steuererklärung für 1963 aufgegeben worden. Das Bes

landwirtschaftlichen Betriebes und die Zurechnung der E

Land- und Forstwirtschaft setzten nicht voraus, dass de

haber selbst aktiv in der Landwirtschaft tätig werde. Der 

gerseite (bildhaft) betonte Umstand, weder der Großva

TKlägerin seien jemals „mit einem Trrecker über den Acke

oder hätten eine „Mistgabel in der Hand gehalten“, sei ste

nicht erheblich.

Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft seien demje

rechnen, auf dessen Rechnung und Gefahr der Betrieb ge

Das sei derjenige, dem die Nutzungen des land- und fors

lichen Vermögens, insbesondere des Grund und Bodens
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Staat &  
Verwaltung

Beschleunigte Verkehrsprojekte: Länder geben grünes Licht 

 

Zwölf große Verkehrsinfrastrukturprojekte können künftig per Gesetz 

statt durch behördlichen Verwaltungsakt genehmigt werden. Dies sieht 

ein Bundestagsbeschluss vor, den der Bundesrat am 14.02.2020 gebil-

ligt hat. 

Schneller realisiert werden können damit sieben Schienenbau- und fünf 

Wasserstraßenbauprojekte, unter anderem der Ausbau der Bahnstre-

cken von Magdeburg nach Halle, Leipzig nach Chemnitz und Hannover 

nach Bielefeld sowie die Vertiefung des Nord-Ostsee-Kanals und Fahr-

rinnenanpassungen der Außenweser und des Mittelrheins. Der Bundes-

tagsbeschluss enthält die Grundlage für spätere so genannte Maß- 

nahmengesetze, die dann an die Stelle von behördlichen Planfeststel-

lungsbeschlüssen treten können. 

Im Klimaschutzprogramm 2030 sind umfangreiche Maßnahmen zur 

Verlagerung des Verkehrs auf umweltfreundliche Verkehrsträger vor-

gesehen, daher bedürfe es der beschleunigten Planung und Realisie-

rung der zwölf Projekte, heißt es in der Gesetzesbegründung. Dies hat 

auch Auswirkungen auf den Rechtsschutz: erfolgt die Zulassung durch 

Gesetz statt durch behördlichen Planfeststellungsbeschluss, ist der ver-

waltungsgerichtliche Rechtsweg ausgeschlossen. 

Das Gesetz wird nun über die Bundesregierung dem Bundespräsidenten 

zugeleitet. Anschließend kann es im Bundesgesetzblatt verkündet wer-

den. Es soll am Tag darauf in Kraft treten. 

 

Bundesrat, PM vom 14.02.2020 

 

BFH stellt Revisionsverfahren ein: Keine EuGH-Entscheidung zu 

Beihilfecharakter der Steuerbegünstigung für Betriebe der öf-

fentlichen Hand 

 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) wird vorerst nicht klären, ob die 

Steuerbegünstigung für dauerdefizitäre Tätigkeiten kommunaler Ge-

sellschaften gegen die Beihilferegelung des Unionsrechts verstößt. Zwar 

hatte der Bundesfinanzhof (BFH) um Klärung dieser Frage gebeten, da 

dies für Städte und Gemeinden von großer Bedeutung sei, da sie im 

Bereich der Daseinsvorsorge häufig an Gesellschaften mit dauerdefizi-

tären Tätigkeiten (zum Beispiel Schwimmbäder) beteiligt seien. Er hat 

nunmehr aber das dem Vorlagebeschluss zugrunde liegende Revisions-

verfahren eingestellt, nachdem die Klägerin des Rechtsstreits die Revi-

sion zurückgenommen und das beklagte Finanzamt dem zugestimmt 

hatte. 

Damit komme es (zunächst) nicht zur Klärung der Frage, ob die Steu-

erbegünstigung nach § 8 Absatz 7 Satz 1 Nr. 2 Körperschaftsteuergesetz 

eine selektive Beihilfe für bestimmte Unternehmen oder Produktions-

zweige darstellt und damit als genehmigungspflichtige staatliche Bei-

hilfe im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 108 

Absatz 3 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

(AEUV) anzusehen ist. Der Vorlagebeschluss an den EuGH sei durch die 

Rücknahme gegenstandslos geworden, so der BFH. Davon unberührt 

bleibe allerdings das Recht der Europäischen Kommission, von sich aus 

die Vereinbarkeit der Steuerbegünstigung mit dem Binnenmarkt im 

Rahmen des hierfür in Artikel 108 AEUV vorgesehenen Verfahrens zu 

prüfen, merkt der BFH an. 

 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 13.03.2019, I R 18/19 

 

Fortschreibung des Luftreinhalteplans Stuttgart: Weiteres Zwangs-

geld von 25.000 Euro gegen Baden-Württemberg festgesetzt 

 

Das Verwaltungsgericht (VG) Stuttgart hat gegen das Land Baden-Würt-

temberg ein weiteres Zwangsgeld in Höhe von 25.000 Euro festgesetzt. 

Hintergrund sei, dass das Land seiner im Urteil des VG Stuttgart vom 

26.07.2017 auferlegten und im Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 

vom 27.02.2018 konkretisierten Verpflichtung, im Luftreinhalteplan ein 

Verkehrsverbot für Diesel-5-Fahrzeuge im Stadtgebiet Stuttgart verbind-

lich vorzusehen, noch immer nicht vollständig nachgekommen ist. 

Das VG führt in seinem Beschluss aus, die in der bevorstehenden 5. 

Fortschreibung des Luftreinhalteplans vorgesehenen Fahrverbote in 

einer "kleinen Umweltzone" genügten der Verpflichtung nicht. Ob mit 

anderen Maßnahmen eine Einhaltung der gesetzlich vorgegebenen 

Grenzwerte erreicht werden könne, sei für die Vollstreckung unbeacht-

lich. Wolle das Land geltend machen, es bedürfe keiner Fahrverbote in 

der gesamten Umweltzone mehr, so stehe ihm hierfür der Rechtsbehelf 

der Vollstreckungsabwehrklage zur Verfügung. Eine solche sei bisher 

jedoch nicht erhoben worden. 
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Nachdem die wiederholte Festsetzung von Zwangsgeldern in nach der 

Verwaltungsgerichtsordnung maximal zulässiger Höhe von 10.000 Euro 

keinen Erfolg gebracht hätte, seien nun die Vorschriften der Zivilpro-

zessordnung heranzuziehen. Diese ließen insbesondere Zwangsgelder 

bis zu 25.000 Euro sowie Zwangshaft zu. Unter den zulässigen Maßnah-

men sei diejenige auszuwählen, die den geringsten Eingriff darstelle 

und gleichwohl erfolgsversprechend sei. Mit der bevorstehenden 5. 

Fortschreibung des Luftreinhalteplans und der darin vorgesehenen 

"kleinen Umweltzone" werde das Land seiner Verpflichtung zwar nicht 

gerecht, zeige aber die grundsätzliche Bereitschaft zum Handeln. Daher 

erscheine es als ausreichend, ein höheres Zwangsgeld als bisher fest-

zusetzen, welches an eine gemeinnützige Organisation zu zahlen sei 

und daher nicht in den Landeshaushalt zurückfließe. 

 

Gegen den Beschluss des VG ist die Beschwerde an den Verwaltungs-

gerichtshof Baden-Württemberg gegeben. 

 

Verwaltungsgericht Stuttgart, Beschluss vom 21.01.2020, 17 K 5255/19 

 

AfD-Politiker hat keinen Anspruch auf melderechtliche  

Auskunftssperre 

 

Einem Mitglied des Vorstandes des AfD-Landesverbandes in Nordrhein-

Westfalen steht kein Anspruch auf Eintragung einer Auskunftssperre im 

Melderegister seines Wohnortes zu. Dies stellt das Verwaltungsgericht 

(VG) Gelsenkirchen klar. 

Der Kläger ist stellvertretender Sprecher des Landesverbandes der AfD. 

Er befürchtet unter Berufung auf seine Parteizugehörigkeit und eine 

Reihe von Übergriffen mutmaßlicher Linksextremisten auf Vertreter sei-

ner Partei ebenfalls Opfer von Bedrohungen und Übergriffen zu werden. 

Mit seiner Klage verlangt er von seiner Heimatstadt Fröndenberg die 

Eintragung einer Auskunftssperre in deren Melderegister. Folge der Ein-

tragung einer solchen Auskunftssperre ist, dass die Meldebehörde eine 

Auskunft insbesondere über die Wohnanschrift des Betroffenen, die 

grundsätzlich von Jedermann voraussetzungslos eingeholt werden 

kann, nur nach dessen vorheriger Anhörung und nur dann erteilten darf, 

wenn eine Gefährdung des Betroffenen ausgeschlossen ist. 

Das VG hat die Klage abgewiesen. Für die Eintragung einer Auskunfts-

sperre nach bestehender Rechtslage gälten strenge Vorgaben, die im 

Fall des Klägers nicht erfüllt seien. Da dieser sich zur Begründung der 

vom Gesetz für eine Auskunftssperre geforderten Gefährdungslage aus-

schließlich auf seine Parteizugehörigkeit beziehungsweise seine Funk-

tionärstätigkeit für die AfD berufe, könne nach aktueller Recht- 

sprechung Sperre nur verlangt werden, wenn Tatsachen festgestellt 

werden könnten, die die Gefahrenprognose rechtfertigten, dass jedes 

Parteimitglied beziehungsweise jeder Parteifunktionär in einer ver-

gleichbaren Gefährdungslage ist. Dies habe das Gericht nicht feststellen 

können. 

Zwar sei aktuell eine generelle gesellschaftliche Tendenz zur Verun-

glimpfung und Bedrohung politischer Verantwortungsträger auszuma-

chen. Jedoch belege weder das vom Kläger vorgelegte Zahlenmaterial 

noch die durch das VG ergänzend eingeholten Zahlen unter anderem 

des Landeskriminalamtes, dass in Nordrhein-Westfalen jeder politische 

Funktionsträger egal welcher Parteizugehörigkeit ungeachtet seiner 

konkret-individuellen Umstände mit Übergriffen aus dem gegnerischen 

politischen Lager rechnen müsse. Konkrete individuelle Umstände aus 

seinem politischen Tätigkeits- oder Lebensumfeld, die für ihn eine hin-

reichende Gefahrenlage begründen würden, vermochte der Kläger im 

Übrigen nicht darzulegen. 

Gegen das Urteil kann ein Antrag auf Zulassung der Berufung gestellt 

werden, über den das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen 

entscheiden würde. 

 

Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, Urteil vom 16.01.2020,  

17 K 2200/18
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Offshore-Firmen zur Verfügung gestellt worden. Über 3

mente zu über 151 Offshore-Firmen seien an internationa

hörden gegangen.

„Die Panama Papers geben unseren Ermittlern wertvolle

das Trreiben in so genannten Steueroasen“, sagte Schäfer

„aber auch ernüchternd und zeigen, dass die Bekämpfung

kriminalität für viele nur ein Lippenbekenntnis ist“. In Länd

zum Teeil öffentlich zu allgemeinen Richtlinien gegen die
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nicht rechtzeitig erkennbar sind und auf die er sich nicht oder nicht 

rechtzeitig einstellen kann. Dies hat das Oberlandesgericht (OLG) Ko-

blenz entschieden. Einschlägig seien nicht die Vorschriften der Landes-

bauordnung (LBauO), sondern allein der Maßstab, der allgemein bei 

der Beurteilung der Verkehrssicherheit öffentlicher Wege und Straßen 

zugrunde zu legen ist.

Im konkreten Fall war die bei der Klägerin versicherte Geschädigte auf 

dem Weg zum Dorfgemeinschaftshaus gestürzt, als sie eine Treppe 

hinuntergehen wollte. Die Treppe ist Bestandteil eines öffentlichen 

Fußweges und war zum Zeitpunkt des Sturzes weder mit einem Trep-

pengeländer noch mit einem Handlauf gesichert. Bei dem Sturz erlitt 

die Versicherungsnehmerin der Klägerin eine Fraktur des linken Hand-

gelenks sowie mehrere Prellungen an der Körperseite. Die Klägerin 

meint, der Sturz habe vermieden werden können, wenn die Treppe mit 

einem Handlauf versehen gewesen wäre. Sie hat von der Beklagten, 

die als Trägerin der Straßenbaulast für den Zustand des Weges verant-

wortlich ist, die Erstattung der Behandlungskosten in Höhe von rund 

5.444 Euro verlangt.

Das Landgericht hatte sich der Einschätzung der Klägerin, dass ein 

Handlauf zwingend anzubringen gewesen wäre, angeschlossen und 

der Klage in vollem Umfang stattgegeben. Hierbei stützte sich das Ge-

richt unter anderem auf § 33 Absatz 7 S.1 LBauO.

Auf die Berufung der Beklagten hat das OLG Koblenz diese Entschei-

dung aufgehoben. Die Regelungen der LBauO seien im konkreten Fall 

Tnicht einschlägig, da die Treppe Teeil eines öffentlichen Weges und da-

mit vom Anwendungsbereich der LBauO ausgenommen sei. Dies folge 

aus § 1 Absatz 2 Nr. 1 LBauO, wonach die Vorschriften der Landes-

bauordnung nicht für Anlagen des öffentlichen Verkehrs gelten. Da-

mit sei allein entscheidend, ob nach dem bei der Beurteilung der Ver-

kehrssicherheit öffentlicher Wege und Straßen generell anzulegende 

Maßstab die Treppe verkehrssicher gewesen sei. Danach müsse nur vor 

solchen Gefahren geschützt werden, die für einen sorgsamen Benutzer 

nicht oder nicht rechtzeitig erkennbar seien und auf die er sich nicht 

oder jedenfalls nicht rechtzeitig genug einstellen könne. An einer ver-

steckten Gefahrenlage fehle es im konkreten Fall jedoch. Insbesonde-

re die Gestaltung der Treppe sei für den Benutzer jederzeit erkennbar 

U 1069/17

gewesen.

OLG Koblenz, Urteil vom 05.07.2018, 1 7,, rechtskräftig
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Tzum Teeil öffentlich zu allgemeinen Richtlinien gegen die 

von Geldwäsche und Steuerhinterziehung bekennen, sei e

problemlos möglich, anonym oder über Strohleute Firmen 

Konten zu eröffnen und Geld ohne Prüfung der Herkunft z

„So genannte Compliance-Richtlinien werden bei Finanzdi

aber auch bei Banken, die im Umfeld der internationalen O

men tätig sind, umgangen oder nur zum Schein vordergrü

ohne jedoch ernsthaft betrieben zu werden“, moniert Sch

dische Banken bedienten sich nach wie vor der Möglich

Kunden Geld international zu anonymisieren und Geldbew

verschleiern.

Die Auswertung der Panama Papers und weiterer Leaks

die Behörden jeweils vor Ort daraus konkrete Ermittlung

in Form von Mehreinnahmen und möglichen Verurteilun

haben, dauere es noch länger, erklärt der Finanzminister

wie die Aufklärung und Bestrafung sei aber auch die Zusa

verschiedenster Behörden im In- und Ausland. Die Auswer

nama Papers bringe Ermittler weltweit näher zusammen.

Neben den Panama Papers ist Hessen nach Angaben sein

nisteriums auch an der Sichtung der Paradise Papers sow

Leaks federführend für die deutschen Länder beteiligt. A

folge eine enge und intensive Zusammenarbeit mit dem

minalamt.

Finanzministerium Hessen, PM vom 08.02.2019

Öffentlicher Weeg: Nicht jede Treppe benötig
Geländer oder Handlauf

Ist eine Treppe Bestandteil eines öffentlichen Weges, mus

der oder ein Handlauf nur angebracht werden, wenn Gefa

räumt werden müssen, die für einen sorgsamen Benutze
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UBER Apps in München verboten 

 

Das Landgericht (LG) München I hat die Apps "UBER Black", "UBER X" 

und "UBER Van" wegen Verstoßes gegen das Personenbeförderungs-

gesetz in München verboten. Es gab damit einer Taxiunternehmerin aus 

München überwiegend Recht, nachdem der Bundesgerichtshof bereits 

2018 die App "Uber Black" in der damaligen Version untersagt hatte  

(I ZR 3/16). Nach Auffassung des LG verstoßen die drei Apps der  

Beklagten auch zum Zeitpunkt des 02.12.2019 in ihrer dem Verfahren 

zugrunde liegenden Version weiter gegen das Personenbeförderungs- 

gesetz (PBefG). 

Gemäß § 49 Absatz 4 Satz 2 PBefG dürfen Mietwagen nur Beförde-

rungsaufträge ausführen, die am Betriebssitz oder in der Wohnung des 

Unternehmers eingegangen sind. Den Eingang des Beförderungsauf-

trags hat der Mietwagenunternehmer buchmäßig zu erfassen; die  

Aufzeichnung ist ein Jahr aufzubewahren. Nach Ausführung des Beför-

derungsauftrags hat der Mietwagen unverzüglich zum Betriebssitz zu-

rückzukehren, es sei denn, er hat vor der Fahrt von seinem Betriebssitz 

oder während der Fahrt fernmündlich einen neuen Beförderungsauftrag 

erhalten (§ 49 Absatz 4 Satz 3 PBefG). 

Diverse Zeugen hatten in der mündlichen Verhandlung bestätigt, dass 

sich die Beklagte faktisch weiterhin nicht an diese Vorgaben hält, so 

das LG. Die Beklagte nehme vielmehr mit ihrem jetzigen Modell der 

Apps zumindest billigend in Kauf, dass ihre Fahrer die Entscheidungs-

hoheit über den jeweiligen Auftrag behielten und gerade nicht der 

Mietwagenunternehmer. Dass die Fahrer der Beklagten potentielle 

Fahrgäste mittels der App bereits sehen könnten, bevor sich der Miet-

wagenunternehmer eingeschaltet habe, führe zudem dazu, dass die 

Fahrer sich – ohne die gesetzlich vorgeschriebene Rückkehrpflicht zu 

beachten – unmittelbar zu den Fahrgästen begeben würden. Beides 

stelle einen Verstoß dar. 

Die Beklagte hatte sich unter anderem damit verteidigt, dass sie ihr 

Vorgehen mit den zuständigen Ordnungsbehörden abgesprochen habe. 

Dies reichte dem LG München I jedoch als Rechtfertigung nicht aus. 

Denn eine ausdrückliche Erlaubnis der zuständigen Behörden habe die 

Beklagte nicht vorlegen können. Lediglich wegen Unbestimmtheit hat 

das LG einen Teil der Klageanträge, der behauptete Verwechselungen 

mit Taxenverkehr betraf und sich gegen die drei UBER-Versionen rich-

tete, abgewiesen. 

Das Urteil ist nicht rechtskräftig. Es ist für die Klägerin jedoch gegebe-

nenfalls gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 100.000 Euro sofort voll-

streckbar. Ob diese Sicherheit geleistet wird, entscheidet die Klageseite. 

 

Landgericht München I, Urteil vom 10.02.2020, 4 HK O 14935/16, nicht 

rechtskräftig 

 

Ruhender Verkehr darf nicht durch private Dienstleister über-

wacht werden 

 

Das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main hat in einer Grundsatz-

entscheidung die Überwachung des ruhenden Verkehrs durch so  

genannte private Dienstleister für gesetzeswidrig erklärt. Die so ermit-

telten Beweise unterlägen einem absoluten Verwertungsverbot. 

Der Oberbürgermeister der Stadt Frankfurt am Main hatte als Ortspoli-

zeibehörde wegen unerlaubten Parkens im eingeschränkten Haltever-

bot gegen den Betroffenen ein Verwarngeld von 15 Euro verhängt. Auf 

den Einspruch des Betroffenen hat das Amtsgericht Frankfurt am Main 

das Verwarngeld bestätigt. Die Feststellungen zu dem Parkverstoß be-

ruhen auf der Angabe des in der Hauptverhandlung vernommenen Zeu-

gen H. Dieser war der Stadt Frankfurt durch "die Firma W. überlassen" 

und von der Stadt als "Stadtpolizist" bestellt worden. Die Tätigkeit übte 

der Zeuge in Uniform aus. 

Gegen diese Verurteilung wendete sich der Betroffene vor dem OLG 

mit Erfolg. Das Verfahren sei einzustellen, da die zugrunde liegenden 

Beweise einem absoluten Beweisverwertungsverbot unterlägen, so das 

OLG. Der Einsatz "privater Dienstleister" zur Verkehrsüberwachung des 

ruhenden Verkehrs sei gesetzeswidrig. Das Recht, Ordnungswidrigkei-

ten zu ahnden, sei ausschließlich dem Staat – hier konkret der Polizei – 

zugewiesen. Dieses im Rechtsstaatsprinzip verwurzelte staatliche Ge-

waltmonopol beziehe sich auf die gesamte Verkehrsüberwachung, also 

sowohl den fließenden als auch den ruhenden Verkehr. 

Mangels Ermächtigungsgrundlage dürften hoheitliche Aufgaben nicht 

durch private Dienstleister durchgeführt werden, erläutert das OLG.  

Die Überlassung privater Mitarbeiter nach dem Arbeitnehmerüberlas-
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sungsgesetz (AÜG) zur Durchführung hoheitlicher Aufgaben sei unzu-

lässig. Die Bestellung privater Personen nach § 99 des Hessischen  

Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) zu Hilfs-

polizeibeamten der Ortspolizeibehörden sei gesetzeswidrig. 

Es gebe keine vom Parlament erlassene Ermächtigungsgrundlage, die 

die Stadt Frankfurt berechtigte, die Aufgabe der Überwachung des ru-

henden Verkehrs auf "Dritte" zu übertragen. Ein über die Arbeitneh-

merüberlassung entliehener Mitarbeiter werde nicht "Bediensteter" der 

Stadt Frankfurt und könne deshalb auch nicht durch einen hoheitlichen 

Bestellungsakt "Stadtpolizist" werden. Das AÜG diene dazu, den Miss-

brauch von Arbeitnehmerüberlassung im privatwirtschaftlichen Bereich 

einzudämmen. Ein Wirtschaftsunternehmen (und nicht der Staat) dürfe 

kurzfristige auftretende Tätigkeitsspitze durch die kurzfristige Hinzuzie-

hung fremder Arbeitskräfte ausgleichen, wobei entscheidend sei, dass 

der entliehene Arbeitnehmer im verleihenden Unternehmen verbleibe. 

Das Regierungspräsidium Darmstadt habe für die vorliegend vorgenom-

mene Bestellung einer Privatperson zu einem "Stadtpolizisten" auch 

keine Zuständigkeit. Sie ergebe sich insbesondere nicht aus § 99 Absatz 

3 Nr. 4 HSOG. § 99 HSOG erfülle vielmehr nicht die Voraussetzungen für 

eine Ermächtigungsnorm und könne als Landespolizeigesetz diese auch 

nicht erfüllen. § 99 HSOG regele lediglich die Frage einer möglichen 

landesspezifischen Umsetzung bei der Durchführung ("Wie"), wenn dies 

in einer Ermächtigungsgrundlage vorgesehen wäre ("Ob"). Für die  

Verkehrsüberwachung fehle jedoch diese Ermächtigungsgrundlage. Mit 

Hilfe des Polizeirechts der Länder könne eine verfassungsrechtlich ver-

ankerte und in Bundesgesetzen geregelte Kompetenz-, Regelungs- und 

Sanktionierungszuweisung nicht umgangen oder außer Kraft gesetzt 

werden. 

§ 99 Absatz 3 HSOG sei nach Sinn und Zweck der Vorschrift und gemäß 

der gesetzgeberischen Konstruktion vor dem Hintergrund seines eng 

auszulegenden Ausnahmecharakters zu Artikel 33 Absatz 4 Grundge-

setz so aufgebaut, dass die jeweilige Behörde für die ihr übertragenen 

(polizeilichen) Tätigkeiten jeweils eigene Bedienstete und Bedienstete 

der jeweils nachgeordneten Behörden als "Hilfspolizeibeamte" bestel-

len könne. Die Stadt Frankfurt könne daher nach § 99 Absatz 3 HSOG 

für die eigene "Stadtpolizei" "eigene Bedienstete" bestellen. Das habe 

sie indes nicht getan. 

Stattdessen habe sie die "Verkehrsüberwachung den privaten Dienst-

leister im strafbewehrten Gewand einer Polizeiuniform durchführen" 

lassen. Es sei nach Außen der "täuschende(n) Schein der Rechtstaat-

lichkeit" aufgebaut worden, "um den Bürgern und den Gerichten  

gegenüber den Eindruck polizeilicher Handlungen zu vermitteln". Tat-

sächlich seien diese aber durch einen "privaten Dienstleister" durchge-

führt worden, der im Ergebnis durch Verwarngelder finanziert werde, 

deren zugrunde liegende Verstöße er selbst erhebe. 

 

Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Beschluss vom 03.01.2020, 2 Ss-

Owi 963/18
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Grundstückseigentümer hat keinen Anspruch 
auf Anordnung eines Parkverbots auf gegenüber-
liegender Straßenseite

§ 12 Absatz 3 Nr. 3 Halbsatz 2 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), 

wonach auf „schmalen Fahrbahnen“ das Parken auch gegenüber von 

Grundstücksein- und -ausfahrten verboten ist, genügt den Anforde-

rungen des verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgebots. Dies hat das 

Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) entschieden. Dennoch verneinte 

es im konkreten Fall den Anspruch eines Grundstückeigentümers auf 

Anordnung eines Parkverbots auf der seiner Grundstückszufahrt ge-

genüberliegenden Straßenseite.

Der Kläger beantragte im September 2012 bei der Beklagten, auf der 

seiner Garage gegenüberliegenden Straßenseite ein Parkverbot einzu-

richten. Bei einer Straßenbreite von 5,5 Metern verbleibe, wenn dort 

ein Fahrzeug abgestellt werde, nur noch eine Restbreite von 3,5 Me-

tern. Damit sei ihm eine Ausfahrt aus seiner Garage nicht ohne Kollisi-

onsrisiko möglich. Diesen Antrag lehnte die Beklagte nach einer Orts-

besichtigung mit Durchführung eines Fahrversuchs ab, bei dem der 

Kläger nach dreimaligem Rangieren auf die Straße ausfahren konnte.

Die Klage ist in den Vorinstanzen erfolglos geblieben. Nach Auffas-

sung des Berufungsgerichts kann der Kläger den geltend gemachten 

Anspruch nicht darauf stützen, dass es sich hier um eine „schmale 

Fahrbahn“ im Sinne des § 12 Absatz 3 Nr. 3 Halbsatz 2 StVO handele. 

Diese Vorschrift sei verfassungswidrig und nichtig, da der Begriff der 

„schmalen Fahrbahn“ nicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen 

Das BVerwG hat die Revision des Klägers zurückgewiesen. Das Beru-

fungsurteil verstoße zwar gegen Bundesrecht, soweit das Berufungs-

gericht § 12 Absatz 3 Nr. 3 Halbsatz 2 StVO wegen eines Verstoßes 

gegen den Bestimmtheitsgrundsatz für nichtig hält. Ausgehend von 

Sinn und Zweck der Vorschrift sei eine Fahrbahn schmal, wenn das Par-

ken gegenüber der Grundstücksein- und -ausfahrt deren Benutzung in 

unzumutbarer Weise beeinträchtigen würde; das sei bei Fahrbahnen 

mit einer Breite von 5,50 Metern aber in der Regel nicht der Fall. Im 

Ergebnis stelle sich die Entscheidung des Berufungsgerichts danach als 

richtig dar.

Die Fahrbahn sei im Bereich der Grundstückszufahrt 5,50 Meter breit. 

Sie sei auch nicht deshalb als schmal zu beurteilen, weil die Zufahrt zur 

Garage des Klägers abgesenkt ist und das Ein- und Ausfahren dadurch 

erschwert wird. Auch unter Berücksichtigung dieser, in den Verantwor-

tungsbereich des Klägers fallenden Umstände werde die Benutzung 

der Zufahrt nicht unzumutbar beeinträchtigt. Der Kläger könne für das 

Ein- und Ausfahren den Gehweg mit einer Breite von 1,15 Meter als 

Rangier- und Verkehrsfläche nutzen. Bei den im Verwaltungsverfahren 

und vom Verwaltungsgericht durchgeführten Ortsterminen mit Fahr-

probe habe er mit einem jeweils dreimaligen Rangieren ohne Schäden 

am eigenen oder anderen Fahrzeugen auf die Straße ausfahren kön-

nen. Ein solches dreimaliges Rangieren sei ihm unter den hier gegebe-

nen Umständen zumutbar.

C 7Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 24.01.2019, BVerwG 3 7..17

Unkraut-Abflammen mit Gasbrenner bei windigem 

Bauen und 
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an die Bestimmtheit von Normen genüge.

Ebenso wenig könne der Kläger ein behördliches Einschreiten nach § 

45 Absatz 1 Satz 1 StVO aus sonstigen Gründen der Sicherheit oder 

Ordnung des Verkehrs verlangen. Das setze voraus, dass er durch das 

Parken an der Benutzung seiner Garage gehindert oder dabei jedenfalls 

erheblich behindert würde. Diese Voraussetzungen seien hier nicht er-

füllt. Der Kläger müsse sich entgegenhalten lassen, dass er die Zufahrt 

zu seiner Garage abschüssig ausgestaltet habe. Wegen der Befestigung 

der Seitenränder könne er beim Herausfahren aus der Garage nicht 

frühzeitig das Lenkrad einschlagen und den daneben auf dem Grund-

stück liegenden Stellplatz nicht als Rangierfläche mitbenutzen. Eine 

bauliche Umgestaltung sei ihm mit zumutbarem Aufwand möglich.

g
Wetter grob fahrlässig 

Wer vor seinem Grundstück bei windigem Wetter Unkraut beseitigt, 

indem er es mit dem Gasbrenner abflammt, handelt grob fahrlässig. 

Kommt es aufgrund dessen zu einem Brand, der auch das auf dem 

Grundstück stehende Wohngebäude in Mitleidenschaft zieht, so be-

rechtigt dies den Wohngebäudeversicherer zu einer Kürzung seiner 

Leistungen. Dies ergibt sich aus einem Hinweisbeschluss des Oberlan-

desgerichts (OLG) Celle.

Der Kläger, der für sein Wohngebäude eine Versicherung gegen Feuer-

schäden unterhielt, wollte auf einer gepflasterten Fläche vor seinem 

Grundstück Reinigungsarbeiten durchführen. Er hatte seinen Auszu-
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Beschwerde 

9, 5 E 1711/19

ur Absenkung

Nichtteilnahme an der Rückrufaktion eine Betriebsuntersagung auch 

als verhältnismäßige Maßnahme von einem Fahrzeughalter hinge-

nommen werden müsse.

VGH Hessen, Beschluss vom 20.03.2019, 2 B 261/19, rechtskräftig

ollkaskV ooversicherung muss für Schäden durch allein 
losfahrendes Automatikfahrzeug zahlen

 

Gegen die Entscheidung können die Beteiligten jeweils Besch

beim Hamburgischen Oberverwaltungsgericht einlegen.

Verwaltungsgericht Hamburg, Beschluss vom 24.04.2019, 5 E 1711/19

Betriebsuntersagung für Fahrzeuge mit 
Abschaltvorrichtung ist rechtmäßig

Der Betrieb von Kraftfahrzeugen, die mit einer Software zur Absenkung 

Tder Stickoxidemissionen im Teestbetrieb ausgestattet sind, darf unter-

sagt werden. Dies hat der VGH Hessen bestätigt.

Der Lahn-Dill-Kreis hatte einem Fahrzeughalter den Betrieb seines 

Fahrzeugs untersagt. Hintergrund war, dass der Halter die in seinem 

Kfz verbaute unzulässige Abschaltvorrichtung nicht hatte entfernen 

lassen, obwohl ihm dies im Rahmen einer Rückrufaktion des Herstel-

lers möglich gewesen wäre.

Nach Auffassung des VGH entspricht das Fahrzeug des Antragstellers 

damit nicht mehr der allgemeinen, dem Hersteller des Fahrzeugs er-

Tteilten Tyypengenehmigung. Denn das Kraftfahrtbundesamt habe die 

Tvon den Herstellern Volkswagen, Audi und zum Teeil auch Seat mit Mo-

Ttor Aggregaten des Tyyps EA 189 (Euro 5) hergestellten und vertriebe-

nen Fahrzeuge wegen einer darin verbauten Software zur Absenkung 

Tder Stickoxidemissionen im Teestbetrieb als nicht den bei Erteilung 

Tder EG Tyypengenehmigung geltenden Vorschriften entsprechend ein-

gestuft und diese Software als eine unzulässige Abschalteinrichtung 

bewertet. Den Herstellern sei aufgegeben worden, die unzulässigen 

Abschaltvorrichtungen auch bei bereits im Verkehr befindlichen Fahr-

zeugen zu entfernen. Im Zuge dessen hätten Eigentümer oder Halter 

eines hiervon betroffenen Fahrzeuges an den Rückrufaktionen der 

Hersteller, die regelmäßig ein Software Update vorsahen, teilnehmen 

müssen. Dies habe der Antragsteller unterlassen, sodass sein Fahrzeug 

nicht als ordnungsgemäß zugelassen angesehen werden könne.

Der Hessische VGH hat ferner ausgeführt, dass die Zulassungsbehörde 

des Lahn-Dill-Kreises rechtmäßig gehandelt hat. Dem Antragsteller 

sei eine hinreichende Frist zum Nachweis der Ausführung der erfor-

derlichen Arbeiten eingeräumt worden. Durch die – nicht beseitigte 

Der Kläger hatte gegen seine Vollkaskoversicherung auf Ersatz der 

TSchäden nach einer Kollision mit einer Tooreinfahrt geklagt. Er machte 

geltend, sein Automatik-Fahrzeug habe sich selbstständig in Bewe-

gung gesetzt habe, obwohl er ausgestiegen und daher niemand am 

Steuer gewesen sei. Beim Versuch, das Fahrzeug zu stoppen, sei er 

dann auf das Gaspedal gekommen, woraufhin das Fahrzeug nach vorne 

Tgeschossen sei und einen Toorflügel durchbrochen und zwei Stützpfeiler 

mitgenommen habe.

Dies glaubte ihm seine Vollkaskoversicherung nicht – zu Unrecht, wie 

das OLG befand. Könne der Sachverhalt im Einzelnen nicht aufgeklärt 

werden, stehe aber fest, dass die Schäden nach Art und Beschaffen-

heit nur auf einen Unfall beruhen könnten, so reiche dies für eine Ein-

standspflicht der Versicherung aus.

Im vorliegenden Fall genügten dem OLG die Angaben des klägerischen 

Autofahrers, um vom geschilderten Unfallhergang überzeugt zu sein. 

Dessen Schilderung habe auch mit den Angaben übereingestimmt, 

die der Kläger unmittelbar nach dem Unfall gegenüber verschiedenen 

Zeugen gemacht habe. Auch der beauftragte gerichtliche Sachverstän-

Tdige habe bestätigt, dass die Spuren am Fahrzeug und in der Toorein-

fahrt zueinander passten und der vom Kläger geschilderte Unfallher-

gang plausibel sei. Immerhin habe sich das klägerische Fahrzeug auch 

bei einem der Versuchsabläufe des Sachverständigen mit einem auf 

„N“ gestellten Hebel selbstständig in Bewegung gesetzt.

Der Versicherungsschutz schied nach den Ausführungen des OLG auch 

nicht deshalb aus, weil der Kläger selbst das Gaspedal betätigt hatte 

Tund das Fahrzeug so in das Toor gefahren war. Nach dem Ergebnis der 

Beweisaufnahme sei davon auszugehen, dass der Kläger versehentlich 

 

– Abschaltvorrichtung, durch die im Betrieb auf öffentlichen Straßen 

die entstehenden Emissionen unzulässig erhöht würden, ergebe sich 

eine Gefahr für die allgemeine Gesundheit und die Umwelt, sodass bei 

auf das Gaspedal gekommen sei, als er versucht habe, sein allein fah-

rendes Automatikfahrzeug anzuhalten.

Oberlandesgericht Braunschweig, Urteil vom 11.02.2019, 11 U 74/17
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